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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0978/2018/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 11.10.2018 

Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/460 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 20.11.2018 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 28.11.2018 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 05.12.2018 öffentlich 

 

Haushalt 2019 ev. Kindertagesstätte St. Michael Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Die Gemeinde Moorrege hat mit der Kirchengemeinde Moorrege/dem Kirchenkreis 
Hamburg-West Südholstein einen Finanzierungsvertrag für den evangelischen Kin-
dergarten Moorrege  abgeschlossen. Bestandteil des Vertrages ist u.a. dass die Ge-
meinde, die nicht durch Elternbeiträge, Zuschüsse des Kreises oder Landes gedeck-
ten kosten trägt. 
 
Das Kita-Werk Pinneberg hat den Haushaltsplan 2019 (Anlage 1) für die Kinderta-
gesstätte der Kirchengemeinde St. Michael Moorrege-Heist vorgelegt.  Einnahmen in 
Höhe von 274.000 Euro stehen Ausgaben in Höhe von 487.410 Euro gegenüber, so 
dass sich ein Zuschussbedarf von 213.410 Euro ergibt.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die meisten Ansätze entsprechen im Wesentlichen denen des Vorjahres. Kosten-
steigerungen ergeben sich bei den Personalnebenkosten, im Bereich der Gebäude 
und Außenanlagen sowie den Personalausgaben auf Grund der Einstellung einer 
Fachkraft für die Ganztagesgruppe. Diese Mehrkosten sollen durch einen identi-
schen Zuschuss des Landes gedeckt werden.  
 
Die Einnahmen aus dem Kostenausgleich (Zuschüsse von Dritten) konnten angeho-
ben werden, da aktuell 13  Kinder aus anderen Gemeinden die Einrichtung besu-
chen. Hier handelt sich zum einen um Kinder, die verzogen sind und die in der Ein-
richtung bleiben wollen, zum anderen um Kinder aus der Gemeinde Heist, deren El-
tern eine religionspädagogische Betreuung wünschen. 
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Finanzierung: 
 
Der Zuschussbedarf für den Betrieb der evangelischen Kindertagesstätte beträgt für 
das Jahr 2019   213.410  Euro.    
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Das Kita-Werk rechnet  für den Betrieb der Kindertageseinrichtungen mit einen Be-
triebskostenzuschuss des Kreises in Höhe von 1.890,00Euro und mit einem Perso-
nalkostenzuschuss des Landes in Höhe von 33.500 Euro.  
 
Der Kirchenkreis beteiligt sich mit einer Zuweisung von 1.000 Euro, die für die Quali-
tätsentwicklung verwendet wird. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt/der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt dem Kirchenkreis Hamburg-West/Südholstein für den Betrieb der ev. 
Kindertagesstätte St. Michael  für das Haushaltsjahr 2019 einen Zuschuss in Höhe 
von höchstens  213.410 Euro zu gewähren, wobei sich die Jahresrechnung 2018 
entsprechend auswirken kann.   
 
 
 
 
 
 
__________________ 
    (Weinberg)  
 
 
 
Anlagen: 
 
Haushaltsplan ev. Kindertagesstatte Moorrege  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0973/2018/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 02.10.2018 

Bearbeiter: Jennifer Jathe-Klemm AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 20.11.2018 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 28.11.2018 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 05.12.2018 öffentlich 

 

Haushalt 2019 DRK-Waldkindergarten Waldzauber 
 
Sachverhalt: 
 
Der DRK-Kreisverband Pinneberg hat den anliegenden Haushaltsvoranschlag für  
den DRK-Waldkindergarten Waldzauber für das Jahr 2019 vorgelegt. Einnahmen in 
Höhe 63.000 Euro stehen Ausgaben in Höhe von 108.000 Euro gegenüber, so dass 
sich ein Zuschussbedarf in Höhe von 45.800 Euro ergibt.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Einnahmen und Ausgaben entsprechen im Wesentlichen denen des Vorjahres. 
Die Büromiete in Höhe von 1.200 Euro jährlich wird jetzt bei den Verwaltungskosten 
dargestellt.  
 
Im nächsten Jahr werden vier  auswärtige Kinder die Einrichtung besuchen, davon 
zwei bis zum Sommer. Hier wird mit Einnahmen in Höhe von  7.000 Euro gerechnet. 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Für den  Betrieb des DRK-Waldkindergartens Waldzauber ist ein Zuschuss für das 
Jahr 2019  in Höhe von  45.800  Euro bei der Hhst. 46400.71700 bereitzustellen.    
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Der DRK Kreisverband rechnet für den Betrieb des Waldkindergartens mit  einem 
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Betriebskostenzuschuss von 500 Euro sowie einem Personalkostenzuschuss Ü 3 
von 14.650 Euro. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt/ der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt dem DRK-Kreisverband Pinneberg für die Finanzierung des DRK-
Waldkindergarten Waldzauber einen Zuschuss in Höhe von 45.800 Euro zu gewäh-
ren, wobei sich die Jahresrechnung 2018 entsprechend  auswirken kann.    
 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
   (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Haushalt 2019 DRK-Waldkindergarten Waldzauber  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0976/2018/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 10.10.2018 

Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/460 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 20.11.2018 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 28.11.2018 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 05.12.2018 öffentlich 

 

Haushalt 2019 DRK-Kinderhaus Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Der DRK-Kreisverband Pinneberg e.V. hat den  Haushaltsplan 2019 (Anlage 1) für 
das DRK-Kinderhaus Moorrege vorgelegt. Einnahmen in Höhe von 418.850 Euro 
stehen Ausgaben in Höhe von 721.500 Euro gegenüber, so dass ein Zuschussbedarf 
von 302.650 Euro entsteht. Der Beirat des DRK-Kinderhauses hat über den Haushalt  
am 18.06.2018  beraten und der Gemeinde in der vorliegenden Form empfohlen. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Bei den Personalkosten rechnet der DRK-Kreisverband mit Mehrausgaben in Höhe 
von rund 22.000 Euro, die sich aus einer geplanten Tariferhöhung sowie der Gewäh-
rung von Zulagen  ergibt.  
 
Für Investitionen, Instandhaltung  und Inventar für die Elementar- und Krippengrup-
pen wurden insgesamt 26.260  Euro eingeplant. Es werden u.a.  neue Gruppentische 
und -stühle, Fensterverdunkelung, eine Mikrowelle, ein Teppich sowie eine neue 
Glastür für die Krippe benötigt. Ebenfalls soll ein Gruppenraum renoviert werde.  
 
Alle weiteren Ansätze entsprechen im Wesentlichen denen des Vorjahres.  
 
 
 
Finanzierung: 
 
Der Zuschussbedarf für das Jahr 2019  in Höhe von 298.650 Euro ist bei der Hhst. 
4640.71700 bereitzustellen.  Der Mietwert in Höhe von  58.000 Euro ist entsprechend 
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durch zu buchen.  
 
Zum Haushalt der Grundschule werden Bewirtschaftungskosten von rund 10.000 
Euro umgebucht. Die von der Gemeinde getragenen Kosten der Gebäudeunterhal-
tung sind bei der Hhst. 4640.5000 dargestellt.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Folgende Fördermittel sind eingeplant: 
Betriebskostenzuschuss des Kreises 2.600 Euro 
Personalkostenzuschuss Ü 3 57.700 Euro 
Landeszuschuss U 3  30.600 Euro.  
 
Die Gemeinde erhält für den Betrieb der Krippengruppe einen Landeszuschuss von 
rund 30.000 Euro, dieser wird bei der Hhst. 46400.17100 dargestellt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt/ der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt dem DRK-Kreisverband Pinneberg für die Finanzierung des DRK-
Kinderhauses für das Jahr 2019 einen Zuschuss in Höhe von 302.650 Euro zu ge-
währen, wobei sich die Jahresrechnung 2018 entsprechend auswirken kann.     
 
 
 
 
__________________ 
    (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Haushaltsplan 2019 DRK-Kinderhaus Moorrege  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0996/2018/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 05.11.2018 

Bearbeiter: Jennifer Jathe-Klemm AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 20.11.2018 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 28.11.2018 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 05.12.2018 öffentlich 

 

Einrichtung einer 2. Waldgruppe bei der DRK Waldkita Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Der DRK-Kreisverband Pinneberg e.V. hat den als Anlage beigefügten Antrag einge-
reicht. Dadurch soll der weitere Bedarf an Betreuungsplätzen für drei- bis sechsjähri-
ge Kinder in der Gemeinde gedeckt werden. 
Alle weiteren Einzelheiten können dem Antrag entnommen werden. 
 
Bei der Sozialausschuss-Sitzung wird Frau Hamann als Leiterin der Einrichtung und 
Vertreter vom DRK für Rückfragen zur Verfügung stehen. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die weiteren Betreuungsplätze werden dringend benötigt. Die Einrichtung einer wei-
teren Waldgruppe wird befürwortet.  
 
  
 
 
 
Finanzierung: 
 
Die Anschaffungskosten für einen weiteren Bauwagen liegen bei etwa 45.000 Euro. 
 
Die jährlichen Betriebskosten werden auf etwa 91.500 Euro geschätzt. Hiervon sind 
aber noch Elternbeiträge (ca. 40.800 Euro) und Zuweisungen vom Land zu den Per-
sonalkosten (ca. 16.000 Euro) abzuziehen. Demnach verbleibt ein jährlicher Be-
triebskostenzuschuss in Höhe von etwa 34.700 Euro bei der Gemeinde Moorrege.  
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Fördermittel durch Dritte:  
 
Die entsprechenden Zuweisungen würden entsprechend beantragt werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt / der Finanzausschuss empfiehlt / die Gemeindever-
tretung beschließt, bei der DRK Waldkita Moorrege eine 2. Waldgruppe zu errichten. 
 
Die Gruppe soll, wenn möglich, zum 1. August 2019 in Betrieb genommen werden. 
 
Die einmaligen Anschaffungskosten für einen Bauwagen in Höhe von etwa 45.000 
Euro und der Betriebskostenzuschuss in Höhe von etwa 15.000 Euro (anteilige Be-
triebskosten 2019) werden im Haushaltsplan 2019 bereit gestellt.  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Weinberg 
 
 
 
Anlagen: 
Antrag vom DRK   
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0972/2018/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 01.10.2018 

Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/2112 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Schul- und Kulturausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

13.11.2018 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 28.11.2018 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 05.12.2018 öffentlich 

 

Betreuungsschule Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Aktuell (Stand Oktober 2018) besuchen 96  Schülerinnen und Schüler die Betreu-
ungsschule. Davon sind 56  Schüler/innen in der Zeit von 12.00 Uhr bis 14.00 Uhr  
und  40 Schüler/innen bis 16.00 Uhr  zur Betreuung angemeldet. Bis zu 50 Schü-
ler/innen besuchen die Betreuung am Vormittag vor dem Unterricht. Die Schü-
ler/innen werden  vom Betreuungspersonal in den beiden Räumen der Betreuungs-
schule, sowie in dem Zwischenraum und in der Klasse 1 a betreut. 
 
 
Die Gemeinde Moorrege hat am 17.03.2015 die Satzung über die Benutzung der 
Betreuungsschule und die Erhebung von Benutzungsgebühren erlassen (Anlage 1). 
Die Eltern zahlen nach den Richtlinien für eine Betreuung bis 14.00 Uhr einen monat-
lichen Beitrag von 50,00 Euro pro Kind. Für eine Betreuung bis 16.00 Uhr ist ein Bei-
trag von 75,00 Euro monatlich zu entrichten. Die Beiträge sind für 12 Monate zu ent-
richten. Für die Betreuung in den Frühjahrs-, Sommer- und Herbstferien ist ein Zu-
satzbeitrag von 25,00 Euro wöchentlich zu zahlen.  Die Ferienbetreuungen wurden in 
den Sommer- und Herbstferien von über 40 Schüler/innen pro Woche  besucht.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
In der Sitzung des Schul- und Kulturausschusses vom 30.08.2018 wurde die Verwal-
tung gebeten zu prüfen, inwieweit eine Beschränkung der Betreuung nur für Notfälle 
und Berufstätige rechtens ist und um Erstellung einer Übersicht in welcher Höhe Bei-
träge in anderen Einrichtungen erhoben werden, gebeten.. 
 
Nach der Satzung der Gemeinde Moorrege werden im Rahmen der verfügbaren 

TOP Ö  9TOP Ö  9



Plätze grundsätzlich alle Schülerinnen und Schüler der Klassen 1-4 der Grundschule 
aufgenommen.  
 
Nach den Förderrichtlinien des Landes soll die Betreuung zu einer kindgerechten 
Gestaltung und zur Öffnung von Schule gegenüber ihrem sozialen Umfeld beitragen 
sowie die Situation von Kindern berufstätiger Eltern oder Alleinerziehender erleich-
tern.  
 
Eine Begrenzung der Aufnahme von Schüler/innen ist somit möglich, da die verfüg-
baren Plätze begrenzt sind.  Ebenfalls besteht die Möglichkeit,  nur Kinder von be-
rufstätigen Eltern aufzunehmen. Wobei es hier in Absprache mit der Schule auch aus 
sozialen Gründen Ausnahmen geben kann.  
 
An den Ferienbetreuungen dürfen nur  Schüler/innen, die bereits in der Betreuungs-
schule angemeldet sind, teilnehmen. Während in der Schulzeit die Schüler/innen je 
nach Stundenplan früher oder später in die Betreuung kommen und die ersten be-
reits um 14.00 Uhr gehen, sind diese in den Ferien von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr ge-
meinsam in der Einrichtung.  Die Küche bietet aktuell 40 Sitzplätze, der Betreuungs-
raum 22 Sitzplätze an. Sollte die Anzahl der Betreuungskinder in den Ferien weiter 
steigen, so haben diese Kinder beim schlechten Wetter keinen Sitzplatz. Eine Erwei-
terung der Tische in der Küche ist bis zu 50 Sitzplätzen möglich.  Dies bedeutet, 
dass beim gemeinsamen Frühstück, bis zu 70 Kinder einen Sitzplatz haben. Jedoch 
70 Kinder bei schlechtem Wetter gleichzeitig in diesen Räumen  kindgerecht und so-
zial zu beschäftigen, Spiele zu machen und zu basteln, ist (auch bei ausreichend 
Personal) kaum möglich.  
 
Von Seiten der Verwaltung wird daher eine Begrenzung der Aufnahmekapazitäten 
vorgeschlagen. Vorschlag für die Änderung von § 2 der Satzung: 
 

(1) Im Rahmen der verfügbaren Plätze werden alle Schülerinnen und Schüler deren El-
tern berufstätig sind  aufgenommen. Über Ausnahmefälle entscheidet der Bür-
germeister.  

(2) Vor Aufnahme in die Betreuungsschule ist eine Anmeldung auszufüllen und von den 
Erziehungsberechtigten zu unterschreiben. Mit der Anmeldung muss auch eine Ab-
rufermächtigung für den Einzug der Gebühren erteilt werden, sowie eine Bestäti-
gung der Eltern/Erziehungsberechtigen über die Berufstätigkeit vorgelegt wer-
den.  

(3) Für die Ferienbetreuung ist eine gesonderte Anmeldung erforderlich.  

(4) Da die räumlichen Kapazitäten der Betreuung begrenzt sind,  und den Schüle-
rinnen und Schüler eine kindgerechte Betreuung gewährleistet werden muss, 
stehen während der Schulzeit max. 100 Betreuungsplätze sowie in den Ferien-
zeiten max. 50 Betreuungsplätze zur Verfügung.  

In den benachbarten Betreuungsschulen werden folgende monatliche Beiträge von den 
Eltern gezahlt. 
 
Prisdorf 105,00 € 

Seester                             90,00 €  

Hetlingen 92,00 €  

Appen 60,00 - 100,00 € 



Holm 80-100,00 €  

Haseldorf 75-115,00 € 

Heist 62,50/93,50 € 

 
 
Die Höhe der Kosten variiert je nach Betreuungszeit, sowie nach der Höhe der ge-
meindlichen Zuschüsse. Die Kosten der Ferienbetreuung belaufen sich zwischen 
35,00 Euro und 75,00 Euro pro Woche.  
 
 
 
Finanzierung: 
 
Die Betreuungsschule Moorrege wird durch Elternbeiträge, Zuschüsse des Landes 
und der Gemeinde finanziert. Im Jahr 2017 betrug der Zuschuss der Gemeinde 
Moorrege (ohne Baukosten) 34.094,40 Euro. Für 2018 wurde mit einem Zuschuss in 
Höhe von 41.700 Euro geplant, wobei bereit jetzt Mehreinnahmen von 8.900 Euro zu 
verzeichnen sind.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Das Land Schleswig-Holstein zahlt für die Betreuung von max. 4 Stunden täglich,  
einen jährlichen Zuschuss von 9.000 Euro. Nach den Richtlinien des Landes soll das  
Betreuungsangebot in der Grundschule die verlässliche Schulzeit in einem festen 
zeitlichen Rahmen ergänzen. Das Angebot soll zu einer kindgerechten Gestaltung 
und zur Öffnung von Schule gegenüber ihrem sozialen Umfeld beitragen sowie die 
Situation von Kindern berufstätiger Eltern oder Alleinerziehender erleichtern. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
  

a) Der Schul- und Kulturausschuss empfiehlt, der Finanzausschuss empfiehlt, die 
Gemeindevertretung beschließt, § 2 der  Satzung der Betreuungsschule erhält 
folgende Fassung:   

 
(1) Im Rahmen der verfügbaren Plätze werden alle Schülerinnen und Schüler de-
ren Eltern berufstätig sind  aufgenommen. Über Ausnahmefälle entscheidet der Bür-
germeister.  
(2) Vor Aufnahme in die Betreuungsschule ist eine Anmeldung auszufüllen und 
von den Erziehungsberechtigten zu unterschreiben. Mit der Anmeldung muss auch 
eine Abrufermächtigung für den Einzug der Gebühren erteilt werden, sowie eine Be-
stätigung der Eltern über die Berufstätigkeit vorgelegt werden.  
(3) Für die Ferienbetreuung ist eine gesonderte Anmeldung erforderlich.  
(4) Da die räumlichen Kapazitäten der Betreuung begrenzt sind,  und den Schüle-
rinnen und Schüler eine kindgerechte Betreuung gewährleistet werden muss, stehen 
während der Schulzeit max. 100 Betreuungsplätze sowie in den Ferienzeiten max. 
50 Betreuungsplätze zur Verfügung. Die Vergabe erfolgt nach Anmeldedatum, wobei 
die Schüler/innen die bereits im Vorjahr die Betreuungsschule besucht haben, Vor-
rang haben. 
 



b) Der Schul- und Kulturausschuss empfiehlt, der Finanzausschuss empfiehlt, die 
Gemeindevertretung beschließt, § 7 der  Satzung der Betreuungsschule erhält fol-
gende Fassung:   
 

(1) Die monatlichen Gebühren betragen bei der Betreuung bis 14.00 Uhr 

- für das erste Kind monatlich _________        Euro (bisher 50,00 Euro)  

- für das zweite Kind monatlich ______      Euro (bisher 35,00 Euro) 

- für jedes weitere Kind monatlich _______      Euro (bisher 30,00 Euro). 

(2) Die monatlichen Gebühren betragen bei der Betreuung bis 16.00 Uhr 

- für das erste Kind monatlich   ________      Euro (bisher 75,00 Euro)  

- für das zweite Kind monatlich    ________       Euro (bisher 60,00 Euro) 

- für jedes weitere Kind monatlich  ______        Euro (bisher 50,00 Euro). 

(3) Die Gebühren für die  Betreuung der AG - Schüler/innen betragen monatlich   
5,00 Euro.  

(4) Der Zusatzbeitrag für die Frühjahrs-, Herbst- und Sommerbetreuung beträgt pro 
Woche  __________         Euro (bisher 25,00 Euro).  

(5) Für die Inanspruchnahme des Mittagessens wird zusätzlich ein Verpflegungs-
entgelt durch die Betreuungsschule erhoben. Das Mittagessen sollte bei einer 
Betreuung bis 16.00 Uhr mit gebucht werden.  

 
 

c) Die Änderung tritt zum ________________in Kraft 
d) Es soll keine Änderung der Satzung erfolgen. 

 
 
 
__________________ 
   (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Satzung der Betreuungsschule Moorrege  
 
 
 



Satzung der Gemeinde Moorrege über die 
Benutzung der Betreuungsschule  

und die Erhebung von Benutzungsgebühren 
 
 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein und der §§ 1 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in den z. Zt. geltenden Fas-
sungen wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom  17.03.2015 
folgende Satzung erlassen: 

 
§ 1 

 
Öffentliche Einrichtung 

 
 

(1) Die Gemeinde Moorrege betreibt die Betreuungsschule an der Grundschule Moor-
rege  als öffentliche Einrichtung. Die Betreuungsschule wird im Zusammenwirken 
mit der Schulleitung und der Elternvertretung betrieben. Der Schulelternbeirat der 
Grundschule Moorrege wird über alle Veränderungen in der Betreuungsschule 
durch die Schulleitung informiert. 

(2) Die Elternvertretung der Betreuungsschule besteht aus 3 Personen. Sie trifft sich 
regelmäßig mit der Schulleitung und den Betreuungskräften, um anstehende 
Probleme zu beraten; ein Protokoll hierüber wird gefertigt.  

 
§ 2 

 
Aufnahme in der Betreuungsschule 

 

(1) Im Rahmen der verfügbaren Plätze werden grundsätzlich alle Schülerinnen und 
Schüler der Klassen 1 - 4 der Grundschule Moorrege aufgenommen. 

(2) Vor Aufnahme in die Betreuungsschule ist eine Anmeldung auszufüllen und von den 
Erziehungsberechtigten zu unterschreiben. Mit der Anmeldung sollte auch eine Abru-
fermächtigung für den Einzug der Gebühren erteilt werden.  

(3) Für die Ferienbetreuung ist eine gesonderte Anmeldung erforderlich.  
 

§ 3 
 

Benutzungsverhältnis 
 

(1) Das betreute Jahr an der Betreuungsschule beginnt am 01. August eines jeden Jah-
res und endet am 31.Juli des folgenden Jahres. Die Anmeldung gilt verbindlich für 
ein Jahr und endet automatisch zum 31. Juli des Folgejahres. 

(2) Das Benutzungsverhältnis kann in Ausnahmefällen von den Erziehungsberechtigten 
zum Ende des Schulhalbjahres gekündigt werden. Die Kündigung hat schriftlich zu 
erfolgen.  
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§ 4 

 
Fernbleiben und Ausschluss von der Betreuungsschule 

 

(1) Wenn ein Kind verhindert ist, die Betreuungsschule zu besuchen, ist dies der Leitung 
umgehend mitzuteilen. 

(2) Grobe Verstöße gegen die Schulordnung, Betreuungsordnung und gegen die An-
ordnungen der Betreuungskräfte können im Wiederholungsfall zu einem Ausschluss 
aus der Betreuungsschule führen. Bei sozialen Härtefällen bedarf es einer besonde-
ren Überprüfung durch die Betreuungskräfte, die Schulleitung und die Elternvertre-
tung. 

 

§ 5 

 
Öffnungszeiten 

 

(1) Die Betreuungsschule ist außerhalb der Ferien von Montag bis Freitag geöffnet. Die 
Betreuung erfolgt regelmäßig in den Zeiten ab 07.00 Uhr bis zur 2. Schulstunde der 
Schülerin/des Schülers sowie ab Schulschluss bis 14.00 Uhr. Eine weitere Betreu-
ung bis 16.00 Uhr ist möglich. 

(2) In der ersten und letzten Woche in den Sommerferien, sowie in einer Woche in den 
Frühjahrs- und Herbstferien findet eine Betreuung von 7.30 Uhr bis 14.00 Uhr statt. 

 

§ 6 

 
Grundlagen der Gebühren 

 

(1) Für den Besuch der Betreuungsschule sind Benutzungsgebühren zu entrichten. Die 
Gebühren für die Betreuung werden für 12 Monate erhoben. Gebührenschuldner 
sind die Erziehungsberechtigten der Schüler/innen, die die Betreuungsschule der 
Gemeinde Moorrege besuchen. Mehrere Erziehungsberechtigte haften als Gesamt-
schuldner. 

(2) Die Gebühr entsteht mit der Aufnahme der Schüler/innen an der Betreuungsschule. 

(3) Die nicht durch Gebühren und Zuschüsse Landes gedeckten Ausgaben werden von 
der Gemeinde Moorrege getragen.   

 

§ 7 

 
Höhe der monatlichen Gebühren 

 

(1) Die monatlichen Gebühren betragen bei der Betreuung bis 14.00 Uhr 

- für das erste Kind monatlich 50,00 Euro  

- für das zweite Kind monatlich 35,00 Euro 

- für jedes weitere Kind monatlich 30,00 Euro. 
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(2) Die monatlichen Gebühren betragen bei der Betreuung bis 16.00 Uhr 

- für das erste Kind monatlich 75,00 Euro  

- für das zweite Kind monatlich 60,00 Euro 

- für jedes weitere Kind monatlich 50,00 Euro. 

(3) Die Gebühren für die  Betreuung der AG – Schüler/innen betragen monatlich 
5,00 Euro.  

(4) Der Zusatzbeitrag für die Frühjahrs-, Herbst- und Sommerbetreuung beträgt pro 
Woche 25,00 Euro.  

(5) Für die Inanspruchnahme des Mittagessens wird zusätzlich ein Verpflegungs-
entgelt durch die Betreuungsschule erhoben. Das Mittagessen sollte bei einer 
Betreuung bis 16.00 Uhr mit gebucht werden.  

 
§ 8 

 
Ermäßigung 

 

(1) Für die Ermäßigung der Gebühren finden die „Richtlinien des Kreises Pinneberg 
für die Ermäßigung oder Übernahme von Teilnahmebeträgen oder Gebühren für 
den Besuch in Kindertageseinrichtungen (Sozialstaffelregelung) gem. § 25 Abs. 
3 KiTaG in der jeweils geltenden Fassung analog Anwendung.  

(2) Anträge auf Gewährung von ermäßigten Gebühren sind bei der Amtsverwaltung 
Moorrege einzureichen. Die ermäßigten Gebühren werden vom Monat der An-
tragstellung an für das jeweilige Schuljahr festgesetzt. Der Mindestbeitrag be-
trägt 15,50 Euro.  

(3) Eine Änderung der für die Ermäßigung maßgebenden Verhältnisse ist der für die 
Bearbeitung der Ermäßigungsanträge zuständigen Stelle unverzüglich anzuzei-
gen. 

(4) Bezieher von Arbeitslosengeld II und Grundsicherung sowie  Wohngeldempfän-
ger  und Asylbewerber können für das Mittagessen einen Antrag auf Bildung und 
Teilhabe beim Kreis Pinneberg stellen.  

 
§ 9 

 
Fälligkeit der Gebühren 

 

(1) Die Gebühren werden durch einen Gebührenbescheid erhoben.  

(2) Die Gebühren sind bis zum 1. eines jeden Kalendermonats an die Amtskasse Moor-
rege im Voraus zu entrichten. Der Einfachheit halber ist eine Abrufermächtigung zu 
erteilen.  

(3) Die Gebühr für die Betreuungsschule  ist auch dann weiterzuzahlen, wenn ein Kind 
wegen Krankheit oder aus anderen Gründen die Einrichtung zeitweise nicht besu-
chen kann. 

(4) Rückständige Gebühren unterliegen der Beitreibung im Verwaltungswege (Vollstre-
ckung). 

(5) Werden Gebühren über einen Zeitraum von mehr als 2 Monaten unbegründet nicht 
gezahlt, kann die Betreuung des Kindes eingestellt werden. 
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(6) Im Falle des vorzeitigen Ausscheidens aus der Betreuungsschule ist die Gebühr bis 
zum Ende des jeweiligen Monats zu zahlen.  

 

§ 10 

 
Unfallversicherung 

 

Schülerinnen und Schüler, die an einer Betreuung teilnehmen, stehen unter  dem 
Schutz der gesetzlichen Schülerunfallversicherung. Das Betreuungsangebot wurde 
der Unfallkasse Schleswig-Holstein vom Schulträger angezeigt.       

 

§ 11 

 
Datenverarbeitung 

 

(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rah-
men der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen 
personenbezogenen Daten, die aus der Prüfung der persönlichen Unterlagen be-
kannt geworden sind, durch die Gemeinde Moorrege zulässig. Dies gilt entspre-
chend für Daten, die aus melderechtlichen Gründen erhoben und gespeichert sind. 
Das Amt Moorrege als für die Gemeinde Moorrege gesetzlich zuständige Verwal-
tungsbehörde darf sich dieser Daten zum Zwecke der Gebührenerhebung nach die-
ser Satzung bedienen und sie weiterverarbeiten. 

(2) Die Gemeinde Moorrege bzw. das Amt Geest und Marsch Südholstein ist befugt, auf 
der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von nach Absatz 1 anfal-
lenden oder angefallenen Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für 
die Gebührenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und die-
se zum Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Gebührensatzung zu verwen-
den und weiter zu verarbeiten. 

 
§ 12 

 
Inkrafttreten und Bekanntmachung 

 

(1) Diese Satzung tritt am 01.04.2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Richtlinie vom 
13.12.2013 außer Kraft.  

(2) Diese Satzung wird auf der Homepage des Amtes Geest und Marsch Südholstein  
veröffentlicht.  Die Inhaber des Rechts der elterlichen Sorge erhalten mit der An-
meldung einen Hinweis auf die Homepage des Amtes Geest und Marsch Südhol-
stein. Mit der Anmeldung wird diese Satzung anerkannt.  

 
 
Moorrege, den   20. März 2015 
 
Gemeinde Moorrege 
 Der Bürgermeister 



 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0977/2018/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 10.10.2018 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/750-250 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 28.11.2018 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 05.12.2018 öffentlich 

 

Jahresrechnung 2017 für den kirchlichen Friedhof Moorrege 
 
Sachverhalt: 
Der Kirchenkreis Pinneberg hat die Abrechnung 2017 für den kirchlichen Friedhof 
Moorrege vorgelegt. Den Erträgen in Höhe von 156.849,47 € stehen Aufwendungen 
in Höhe von 161.285,45 € gegenüber, so dass sich ein Defizit in Höhe von 4.435,98 
€ ergeben hat. 
 
Auf der Basis des Haushalts 2017 hatte die Gemeinde Moorrege für den Friedhof 
einen Zuschuss in Höhe von 48.300 € gewährt.  
In dem vorangegangenen Jahr 2016 hatte sich insbesondere aufgrund höherer Be-
stattungsgebühren ein Überschuss von 23.357,37 € ergeben, der mit dem Zuschuss 
2017 (48.300 €) verrechnet wurde. 
 
Der nunmehr eingetretene Fehlbetrag des Jahres 2017 beruht im Wesentlichen auf 
Mehrkosten gegenüber den ursprünglichen Haushaltsansätzen bei der Instandhal-
tung von Fahrzeugen, Gebäude, Grundstück sowie Betriebs- und Geschäftsausstat-
tung.  
Zwar sind gegenüber der Planung auch höhere Einnahmen aus Grabnutzungsge-
bühren zu verzeichnen, jedoch decken die Mehreinnahmen die Mehrausgaben nicht 
gänzlich. 
 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Gemeinde Moorrege hat mit der Kirchengemeinde einen Finanzierungsvertrag 
für den Friedhof Moorrege abgeschlossen. Bestandteil des Vertrages ist, dass die 
Gemeinde das Betriebskostendefizit für den Friedhof deckt, da das Bestattungswe-
sen eine grundsätzliche Aufgabe der Gemeinde ist. Der entstandene Fehlbetrag in 
Höhe von 4.435,98 € ist folglich von der Gemeinde zu decken und im Rahmen des 
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gemeindlichen Nachtragshaushalt bereitzustellen. 
 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
- entfällt - 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt/ Die Gemeindevertretung beschließt, die Jahres-
rechnung 2017 des Kirchenkreises Pinneberg für den kirchlichen Friedhof Moorrege 
anzuerkennen und das Defizit in Höhe von 4.435,98 € auszugleichen.  
 
 
 
 
__________________ 
Weinberg 
 
Anlagen: 
Jahresrechnung 2017 für den kirchlichen Friedhof Moorrege  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0981/2018/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 24.10.2018 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege  öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege  öffentlich 

 

Defizitübernahme für den kirchlichen Friedhof Moorrege für das Jahr 
2019 
 
Sachverhalt: 
 
Der Kirchenkreis Pinneberg hat für den kirchlichen Friedhof Moorrege den Haus-
haltsplanentwurf für das Jahr 2019 vorgelegt und beantragt gemäß Anlage die Über-
nahme eines Defizits durch die Gemeinde Moorrege in Höhe von 48.300 €.  
 
Einige Positionen haben kleine Abweichungen zu dem Vorjahr ansonsten entspre-
chen die Planungen für 2019 den Ansätzen des Vorjahres. 
 
Entsprechend den Regelungen des Vertrages zwischen der Ev.-Luth. Kirchenge-
meinde St. Michael Moorrege-Heist und der Gemeinde Moorrege wird ein entstehen-
des Betriebskostendefizit durch Zuschüsse der Gemeinde Moorrege gedeckt. 
 
 
 
Finanzierung: 
Für das Jahr 2019 ist im Haushalt der Gemeinde Moorrege bei der Hhst. 
75000.677000 –Kostenanteil für den kirchlichen Friedhof- ein Betrag von 48.300 € 
eingeplant. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeinde Moorrege beteiligt sich auf der Basis des aktuellen kirchlichen Haus-
haltsplanentwurfs 2019 mit einem Zuschuss in Höhe von höchstens 48.300 € an den 
Kosten für den Friedhof Moorrege. Der Zuschuss ist am 01.04. und am 01.10. mit je 
24.150 € zahlbar, wobei sich die Jahresrechnung 2018 entsprechend auswirken 
kann. 
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__________________ 
 Weinberg 
 
 
Anlagen: 
Haushaltsplan 2019 Friedhof Moorrege  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0955/2018/MO/BV/1 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 14.11.2018 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ: FB 3 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 28.11.2018 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 05.12.2018 öffentlich 

 

Vertrag zwischen dem Schulverband und der Gemeinde Moorrege 
hier: vertragliche Anpassungen 
 
Sachverhalt / Stellungnahme der Verwaltung: 
Zur Regelung der gegenseitigen Beziehungen im Schul- und Sportzentrum wurde mit 
Datum vom 16.02.1978 zwischen dem Schulverband und der Gemeinde Moorrege 
ein gemeinsamer Vertrag geschlossen.   
Um zukünftig erneute Diskussionen über Kostenanteile für anstehende Maßnahmen 
zu vermeiden, sollte der bestehende Vertrag nachgebessert werden. 
 
Bei der erfolgten Beschlussfassung über die Verteilung der Kosten für die Schimmel-
beseitigung in der Sporthalle bestand Einigkeit, dass der Vertrag anzupassen ist, 
damit bei der Abrechnung der Kostenanteile eine Klarstellung und Unterscheidung 
zwischen Kosten, die auf der Basis von Nutzungszeiten und Kosten, die nach Bau-
kostenanteilen abgerechnet werden, erfolgt.  
 
In den vorangegangenen Sitzungen wurde die Entscheidung über die Anpassung 
des Vertrages zurückgestellt, da seitens der Gemeinde Moorrege zunächst eine 
rechtsanwaltliche Überprüfung der vertraglichen Änderungen vorgenommen werden 
sollte. Die Stellungnahme der Rechtsanwältin liegt zwischenzeitlich vor und deren 
Anmerkungen und Hinweise sind weitestgehend in der überarbeiteten Fassung be-
rücksichtigt worden.  
Die anliegende Synopse enthält eine Gegenüberstellung der ursprünglichen Ver-
tragsregelung aus 1978 und dem überarbeiteten Entwurf für die Änderung der Ver-
tragsregelungen „Sporthalle“. Die Hinweise der Rechtsanwältin sowie die verwal-
tungsseitigen Erklärungen zu den daraus aufgenommen textlichen Änderungen sind 
in der Synopse entsprechend erläutert.  
Die wesentliche vertragliche Anpassung ist in § 5 Buchstabe c) mit einer eindeutigen 
Formulierung der Kostenregelung nach Baukostenanteilen bzw. Nutzungszeiten vor-
genommen worden.   
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Unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen vertraglichen  Änderungen ist eine güt-
liche und einvernehmliche Lösung zur klaren Kostenaufteilung zwischen dem Schul-
verband und der Gemeinde Moorrege im Sinne des Ursprungsvertrages möglich.  
 
 
 
Finanzierung: 
Die anfallenden Notarkosten für die Anpassung des Vertrages sind von den Ver-
tragspartnern je zur Hälfte zu tragen.   
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanz- und Bauausschuss empfiehlt / Die Schulverbandsversammlung be-
schließt, die Änderung von § 3 bis § 6 des notarielle Vertrag vom 16.02.1978 zwi-
schen dem Schulverband und der Gemeinde Moorrege gemäß Anlage.  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Weinberg 
 
 
Anlagen: 
Synopse zur Anpassung des Vertrages vom 16.02.1978 zwischen dem Schulver-
band und der Gemeinde Moorrege über die Regelung der gegenseitigen Beziehun-
gen im Schul- und Sportzentrum Moorrege 
 
Endfassung des Entwurfes zur Änderung derVertragsregelung „Sporthalle“ zwischen 
dem Schulverband und der Gemeinde Moorrege 
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Endfassung des Entwurfes 
zur Änderung der Vertragsregelungen „Sporthalle“ 

zwischen dem Schulverband und der Gemeinde Moorrege 
 
§ 3  Bau der Sporthalle   

Schulverband und Gemeinde planen den gemeinsamen Bau einer Sporthalle in Größe von 
27 x 45 Meter mit Nebenräumen. Der Schulverband erhält eine Finanzierung nur für eine 
Teilhalle in Größe von 27 x 30 Meter. Die restliche Teilhalle in Größe von 27 x 15 Meter baut 
daher die Gemeinde. 
 
Hierzu wird vereinbart:   
I. 
Die Sporthalle mit Nebenräumen wird auf den Flurstücken 79/58 (bisher 79/44) und 78/1 
errichtet. Das Flurstück 79/58 steht im Eigentum des Schulverbandes, das Flurstück 78/1 
steht im Eigentum der Gemeinde. Die Sporthalle mit Nebenräumen wird so errichtet, dass 
auf der Grenze der Flurstücke 79/58 zu 78/1 eine Brandmauer steht. Die eigentliche 
Sporthalle und die Nebenräume, die sich auf den Flurstücken 79/58 befinden, steht im 
Eigentum des Schulverbandes, die Nebenräume einschließlich Restaurant, die auf dem 
Flurstück 78/1 errichtet werden, stehen im Eigentum der Gemeinde. 
 
II. 
Sollte die o.g. Brandmauer (Süd-West-Mauer der eigentlichen Sporthalle) nicht exakt auf der 
Grundstücksgrenze verlaufen, sollen keinerlei Rechte aus einem etwaigen Überbau 
gegenseitig hergeleitet werden können. 
 
III. 
Hinsichtlich der Kostenteilung wird vereinbart: 
a. Die bisherigen Planungskosten von 8.661,59 DM werden zu 2/3 vom Schulverband und 

zu 1/3 von der Gemeinde endgültig getragen. 
 
b. Die Sporthalle wird insgesamt vom Schulverband in Auftrag gegeben. Sie umfasst neben 

der Halle 27 x 45 Meter die sanitären Nebenräume, die Heizung und die beiden 
Außengeräteräume. 

 
c. Der Schulverband trägt den sich nach Abzug der Zuschüsse ergebenden Eigenanteil an 

der Sporthalle 27 x 30 Meter. Die Gemeinde trägt den Eigenanteil an der Übergröße 27 x 
15 Meter abzüglich etwaiger hierfür bewilligter Zuschüsse. 

 
d. Der Schulverband wird die Einzelheiten der baulichen Gestaltung nur im Einvernehmen 

mit der Gemeinde in Auftrag geben. Sollten der Schulverband oder die Gemeinde 
besondere bauliche Ausstattungen wünschen, hat der Vertragspartner die hierfür 
entstehenden Mehraufwendungen allein zu finanzieren, der die Veränderungen wünscht. 

 
IV. 
Die Sporthalle soll an der südwestlichen Grundstücksgrenze des Schulverbandes zur 
nordöstlichen Grundstücksgrenze des Sportzentrums der Gemeinde errichtet werden. 
Schulverband und Gemeinde erteilten sich hiermit gegenseitig die Genehmigung zur 
Grenzbebauung. 
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V. 
Auf eigene Kosten wird die Gemeinde auf dem Grundstück des Schulverbandes ein 
Stuhllager/Garderobe mit Vorraum für die Sonderräume der Gemeinde bauen. Der 
Schulverband stimmt der Errichtung dieser Anbauten auf seinem Grund und Boden zu. Er 
wird auch Eigentümer dieses Gebäudekomplexes. Dem Schulverband dürfen jedoch keine 
Kosten durch die Errichtung dieser Nebenräume entstehen. 
 
VI. 
Der Schulverband stimmt dem Anbau der von der Gemeinde geplanten und zu 
finanzierenden Sonderräume an der Süd-Westseite der Sporthalle auf dem Gelände der 
Gemeinde zu. Die Gemeinde hat für Heizung, Beleuchtung und Belüftung eigene Anschlüsse 
erstellen zu lassen oder Ableseeinheiten einzubauen. Desgleichen für den Wasser- und 
Abwasserverbrauch, damit dem Schulverband keine Kosten für diese Sonderräume 
entstehen. 
Entsprechendes gilt für die Gebäudeteile unter § 3 Absatz V. 
 
VII. 
Die Unterhaltung, Bewirtschaftung und Erneuerung der Halle erfolgt nach den in § 5 
Buchstabe c dargelegten Anteilen soweit es sich um Maßnahmen im Inneren der Halle 
einschließlich des Bereichs der Umkleideräume handelt. 
 
VIII. 
Der Gemeinde allein obliegt die Unterhaltung, Bewirtschaftung und Erneuerung der 
Sonderräume gemäß § 3 Absätze V und VI in dem Anbau. 
 
IX. 
Der Schulverband wird die gesamte Sporthalle gegen Brand, Blitzschlag, Explosionen, 
Leitungswasserschaden, Sturmschaden ohne Eigenbehalt und Induktionsschaden zum 
Neuwert versichern. Die laufenden Kosten hieraus werden gemäß § 5 Buchstabe c 
umgelegt. 
 

§ 4   Einrichtung der Sporthalle und Benutzung  der Einrichtungsgegenstände 

a. Der Schulverband stattet seine Zweidrittelhalle mit den erforderlichen Geräten für den 
Schulturnbetrieb aus. Er hat diese Geräte auch zu unterhalten und zu erneuern und zu 
versichern. 

 
b. Die Gemeinde stattet ihre Drittelhalle mit Geräten aus, die für den Bedarf ihrer Vereine 

angeschafft werden. Sie trägt hierfür die Unterhaltung und Erneuerung sowie die 
Versicherung.   

 
c. Einrichtungsgegenstände im Sinne des § 4 Buchstabe a und b dürfen gegenseitig für den 

Schul- bzw. Sportbetrieb benutzt werden bis auf  die Geräte, die in verschließbaren 
Schränken untergebracht sind. Spezialgeräte können von der gemeinsamen Nutzung 
ausgenommen werden. Alle Geräte sind eigentumsmäßig kenntlich zu machen. 

 
d. Die Kosten für zusätzliche Sporteinrichtungen sowie für Einrichtungen zur 

außerschulischen Nutzung, z. B. Gestühl, Zuschauertribüne, Bühne, Tanzboden, 
zusätzliche Beleuchtung und zusätzliche Lautsprecheranlagen hat derjenige zu 
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finanzieren, zu unterhalten, zu erneuern und zu versichern, der diese Einrichtung 
wünscht. 

 

§ 5   Nutzung der Sporthalle 

a. Während der Schulzeit steht dem Schulverband zurzeit montags bis freitags von 7.30 Uhr 
bis 13.00 Uhr  die  gesamte  Sporthalle  zur Verfügung, nachmittags insgesamt 
wöchentlich 2 1/2 Stunden.  

 
b. Für die Zeiten außerhalb § 5 Buchstabe a erhält die Gemeinde einen Nutzungsanteil von 

60 % und der Schulverband von 40 %. Der Schulverband ist berechtigt, diese 
außerschulische Nutzungszeit den Gemeinden Haselau, Haseldorf, Heist und Holm zu 
übertragen, bei Nichtausnutzung durch diese Gemeinden auch der Gemeinde Moorrege. 
Die Verteilung der Nutzungszeit wird außerhalb dieses Vertrages durch eine besondere 
Vereinbarung festgelegt. Die Haftung obliegt dem jeweiligen Benutzer. 

 
c. Die Kosten für die Bewirtschaftung, Unterhaltung und Erneuerung der gesamten 

Sporthalle werden im Haushalt des Schulverbandes nachgewiesen.  
 

Nach Baukostenanteil (1/3 Moorrege – 2/3 Schulverband)  
werden sämtliche Arbeiten, Reparaturen oder Erneuerungen 
- an der Gebäudehülle 
- am Mauerwerk 
- am Dach 
- an der Regenentwässerung 
- an der Fassade und Fugen 
- an den Fenstern 
- an den Innen- und Außentüren 
abgerechnet.  
 
Alle übrigen Kosten für die Bewirtschaftung, Unterhaltung, Reparatur oder Erneuerung im 
Inneren der Halle einschließlich des Bereiches der Umkleideräume werden nach 
Nutzungszeiten abgerechnet. 
Dazu zählen insbesondere 
- Heizungs- und Lüftungsanlage 
- Fußböden 
- Wände 
- Prallschutz 
- Decken 
- Sanitärräume und Installationen 
- Elektro- und Brandmeldeanlage 
- Maler- und Fliesenarbeiten 
- Reinigung 
- sowie Verbräuche von Strom, Gas, Wasser, Abwasser  
- und Versicherungen 
  
Nach den in § 5 Buchstabe a und b garantierten Nutzungszeiten werden der 
Schulverband und die übrigen Nutzer nach den tatsächlichen Nutzungszeiten zu den 
Kosten herangezogen. 
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Für die schulische Nutzung der Halle übernimmt der Schulverband einen 
Jahresstundenanteil von mindestens 1.000 Stunden. Die Gemeinde Moorrege übernimmt 
für die außerschulische Nutzung einen Jahresstundenanteil von mindestens 1.200 
Stunden. 
 
Für die außerschulische Nutzung durch den Schulverband im Sinne des § 5 Buchstabe b 
erfolgt eine Kostenbeteiligung im Umfang der tatsächlichen Stundennutzung. 
 
Die Gemeinde Moorrege zahlt ihren Anteil in Form von Abschlagszahlungen in der 
voraussichtlich zu erwartenden Kostenhöhe. Hierfür werden die entsprechenden 
Haushaltsansätze des Schulverbandes zugrunde gelegt. Die Zahlungen erfolgen durch 
die Gemeinde Moorrege abschlagsweise halbjährlich am 1.4. und 1.10. eines jeden 
Jahres. Bis zum 31. März des folgenden Jahres ist nach dem tatsächlichen Aufwand eine 
Abrechnung durchzuführen und ein Ausgleich für bzw. durch die Gemeinde vorzunehmen. 

 
d. Der Schulverband und die Gemeinden Haselau, Haseldorf, Heist und Holm sowie die 

Gemeinde Moorrege sind berechtigt, für die ihnen zustehenden Nutzungszeiten ihr 
Nutzungsrecht an ihre Vereine und Vereinigungen zu übertragen. Vertragspartner bleibt 
jedoch der Schulverband bzw. die jeweilige Gemeinde. 

 
e. Die Oberaufsicht über die Sporthalle wird einem Hausmeister des Schulverbandes 

übertragen. Die einzelnen Benutzer sind jedoch für den ordnungsgemäßen Zustand der 
Halle und den laufenden Betrieb selbst verantwortlich und haben sich gegenseitig durch 
die laufende Führung des Benutzerbuches zu kontrollieren. Einzelheiten regelt eine noch 
zu erstellende Hausordnung. 

 

§ 6    Außerschulische und außersportliche Nutzung der Sporthalle durch  
         die  Gemeinde 
I. 
Der Gemeinde steht das Recht zu, im Rahmen ihres Nutzungsrechtes nach § 5 Buchstabe b 
und d die Gesamthalle oder Teilhallen für außerschulische und außersportliche 
Veranstaltungen der Gemeinde oder ihrer Vereine und Vereinigungen zu nutzen. Zu diesen 
Veranstaltungen wird auch der Ausschank von alkoholischen Getränken und Tanz erlaub. 
Vertragspartner bleibt für den Schulverband stets die Gemeinde. Nach den Veranstaltungen 
sind die Räume so rechtzeitig auszuräumen und zu säubern, dass sie zur nächsten 
sportlichen bzw. schulischen Veranstaltung wieder voll nutzbar sind. 
 
II. 
Die sich aus dem vorstehenden Nutzungsrecht ergebenden rechtlichen Pflichten des 
Eigentümers gehen für die Ausübung des Nutzungsrechtes auf die Gemeinde über. Der 
Schulverband wird von jeglichen Haftungsansprüchen freigestellt. 
 
III. 
Die Gemeinde stimmt zu, dass der Schulverband auch den Gemeinden Haselau, Haseldorf, 
Heist und Holm die Nutzung im Sinne von § 6 Absatz 1 im Rahmen des Nutzungsrechtes 
des Schulverbandes gemäß § 5 Buchstabe b einräumt. Bei Ausübung dieser Nutzung sind 
Nutzungsentschädigungen mit der Gemeinde Moorrege zu vereinbaren außerhalb dieses 
Vertrages, wenn bei der Nutzung im Sinne des § 6 Absatz 1 die von den Gemeinde 
Moorrege gesondert angeschaffte Einrichtung benutzt wird. 
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Synopse zur Anpassung des Vertrages vom 16.02.1978  

zwischen dem Schulverband und der Gemeinde Moorrege  

über die Regelung der gegenseitigen Beziehungen im Schul- und Sportzentrum Moorrege 
 

Regelungen gemäß Vertrag vom 16.02.1978 
Inhalt lt. überarbeitetem Entwurf zur Änderung 

der Vertragsregelungen „Sporthalle“ 
Bemerkungen / Hinweise der Rechtsanwältin / 

Stellungnahme der Verwaltung 

 

§ 3  Bau der Sporthalle   

Schulverband und Gemeinde planen den gemeinsamen 

Bau einer Sporthalle in Größe von 27 x 45 Meter mit 
Nebenräumen. Der Schulverband erhält eine Finanzierung 

nur für eine Teilhalle in Größe von 27 x 30 Meter. Die 

restliche Teilhalle in Größe von 27 x 15 Meter baut daher 

die Gemeinde. 

 

Hierzu wird vereinbart:   
I. 

Die Sporthalle mit Nebenräumen wird auf den Flurstücken 

79/44 und 78/1 errichtet. Das Flurstück 79/44 steht im 

Eigentum des Schulverbandes, das Flurstück 78/1 steht im 

Eigentum der Gemeinde. Die Sporthalle mit Nebenräumen 
wird so errichtet, dass auf der Grenze der Flurstücke 79/44 

zu 78/1 eine Brandmauer steht. Die eigentliche Sporthalle 

und die Nebenräume, die sich auf den Flurstücken 79/44 

befinden, steht im Eigentum des Schulverbandes, die 

Nebenräume einschließlich Restaurant, die auf dem 
Flurstück 78/1 errichtet werden, stehen im Eigentum der 

Gemeinde. 

 

II. 

Sollte die o.g. Brandmauer (Süd-West-Mauer der 
eigentlichen Sporthalle) nicht exakt auf der 

Grundstücksgrenze verlaufen, sollen keinerlei Rechte aus 

einem etwaigen Überbau gegenseitig hergeleitet werden 

können. 

 

§ 3  Bau der Sporthalle   

Schulverband und Gemeinde planen den gemeinsamen 

Bau einer Sporthalle in Größe von 27 x 45 Meter mit 
Nebenräumen. Der Schulverband erhält eine Finanzierung 

nur für eine Teilhalle in Größe von 27 x 30 Meter. Die 

restliche Teilhalle in Größe von 27 x 15 Meter baut daher 

die Gemeinde. 

 

Hierzu wird vereinbart:   
I. 

Die Sporthalle mit Nebenräumen wird auf den Flurstücken 

79/58 (bisher 79/44) und 78/1 errichtet. Das Flurstück 

79/58 steht im Eigentum des Schulverbandes, das 

Flurstück 78/1 steht im Eigentum der Gemeinde. Die 
Sporthalle mit Nebenräumen wird so errichtet, dass auf 

der Grenze der Flurstücke 79/58 zu 78/1 eine Brandmauer 

steht. Die eigentliche Sporthalle und die Nebenräume, die 

sich auf den Flurstücken 79/58 befinden, steht im 

Eigentum des Schulverbandes, die Nebenräume 
einschließlich Restaurant, die auf dem Flurstück 78/1 

errichtet werden, stehen im Eigentum der Gemeinde. 

 

II. 

Sollte die o.g. Brandmauer (Süd-West-Mauer der 
eigentlichen Sporthalle) nicht exakt auf der 

Grundstücksgrenze verlaufen, sollen keinerlei Rechte aus 

einem etwaigen Überbau gegenseitig hergeleitet werden 

können. 

redaktionelle Änderung  
(Aktualisierung Bezeichnung Flurstück) 
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III. 

Hinsichtlich der Kostenteilung wird vereinbart: 

a) Die bisherigen Planungskosten von 8.661,59 DM 
werden zu 2/3 vom Schulverband und zu 1/3 von der 

Gemeinde endgültig getragen. 

 

b) Die Sporthalle wird insgesamt vom Schulverband in 

Auftrag gegeben. Sie umfasst neben der Halle 27 x 45 
Meter die sanitären Nebenräume, die Heizung und 

die beiden Außengeräteräume. 

 

c) Der Schulverband trägt den sich nach Abzug der 

Zuschüsse ergebenden Eigenanteil an der Sporthalle 
27 x 30 Meter. Die Gemeinde trägt den Eigenanteil an 

der Übergröße 27 x 15 Meter abzüglich etwaiger 

hierfür bewilligter Zuschüsse. 

 

d) Der Schulverband wird die Einzelheiten der baulichen 

Gestaltung nur im Einvernehmen mit der Gemeinde 
in Auftrag geben. Sollten der Schulverband oder die 

Gemeinde besondere bauliche Ausstattungen 

wünschen, hat der Vertragspartner die hierfür 

entstehenden Mehraufwendungen allein zu 

finanzieren, der die Veränderungen wünscht. 
 

IV. 

Die Sporthalle soll an der südwestlichen 

Grundstücksgrenze des Schulverbandes zur nordöstlichen 

Grundstücksgrenze des Sportzentrums der Gemeinde 
errichtet werden. Schulverband und Gemeinde erteilten 

sich hiermit gegenseitig die Genehmigung zur 

Grenzbebauung. 

 

V. 

Auf eigene Kosten wird die Gemeinde auf dem Grundstück 

des Schulverbandes ein Stuhllager/Garderobe mit 

Vorraum für die Sonderräume der Gemeinde bauen. Der 

 

III. 

Hinsichtlich der Kostenteilung wird vereinbart: 

a) Die bisherigen Planungskosten von 8.661,59 DM 
werden zu 2/3 vom Schulverband und zu 1/3 von der 

Gemeinde endgültig getragen. 

 

b) Die Sporthalle wird insgesamt vom Schulverband in 

Auftrag gegeben. Sie umfasst neben der Halle 27 x 45 
Meter die sanitären Nebenräume, die Heizung und 

die beiden Außengeräteräume. 

 

c) Der Schulverband trägt den sich nach Abzug der 

Zuschüsse ergebenden Eigenanteil an der Sporthalle 
27 x 30 Meter. Die Gemeinde trägt den Eigenanteil an 

der Übergröße 27 x 15 Meter abzüglich etwaiger 

hierfür bewilligter Zuschüsse. 

 

d) Der Schulverband wird die Einzelheiten der baulichen 

Gestaltung nur im Einvernehmen mit der Gemeinde 
in Auftrag geben. Sollten der Schulverband oder die 

Gemeinde besondere bauliche Ausstattungen 

wünschen, hat der Vertragspartner die hierfür 

entstehenden Mehraufwendungen allein zu 

finanzieren, der die Veränderungen wünscht. 
 

IV. 

Die Sporthalle soll an der südwestlichen 

Grundstücksgrenze des Schulverbandes zur nordöstlichen 

Grundstücksgrenze des Sportzentrums der Gemeinde 
errichtet werden. Schulverband und Gemeinde erteilten 

sich hiermit gegenseitig die Genehmigung zur 

Grenzbebauung. 

 

V. 

Auf eigene Kosten wird die Gemeinde auf dem Grundstück 

des Schulverbandes ein Stuhllager/Garderobe mit 

Vorraum für die Sonderräume der Gemeinde bauen. Der 

keine Veränderungen 
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Schulverband stimmt der Errichtung dieser Anbauten auf 

seinem Grund und Boden zu. Er wird auch Eigentümer 

dieses Gebäudekomplexes. Dem Schulverband dürfen 

jedoch keine Kosten durch die Errichtung dieser 
Nebenräume entstehen. 

 

VI. 

Der Schulverband stimmt dem Anbau der von der 

Gemeinde geplanten und zu finanzierenden Sonderräume 
an der Süd-Westseite der Sporthalle auf dem Gelände der 

Gemeinde zu. Die Gemeinde hat für Heizung, Beleuchtung 

und Belüftung eigene Anschlüsse erstellen zu lassen oder 

Ableseeinheiten einzubauen. Desgleichen für den Wasser- 

und Abwasserverbrauch, damit dem Schulverband keine 
Kosten für diese Sonderräume entstehen. 

Entsprechendes gilt für die Gebäudeteile unter § 3 Absatz 

V. 

 

Schulverband stimmt der Errichtung dieser Anbauten auf 

seinem Grund und Boden zu. Er wird auch Eigentümer 

dieses Gebäudekomplexes. Dem Schulverband dürfen 

jedoch keine Kosten durch die Errichtung dieser 
Nebenräume entstehen. 

 

VI. 

Der Schulverband stimmt dem Anbau der von der 

Gemeinde geplanten und zu finanzierenden Sonderräume 
an der Süd-Westseite der Sporthalle auf dem Gelände der 

Gemeinde zu. Die Gemeinde hat für Heizung, Beleuchtung 

und Belüftung eigene Anschlüsse erstellen zu lassen oder 

Ableseeinheiten einzubauen. Desgleichen für den Wasser- 

und Abwasserverbrauch, damit dem Schulverband keine 
Kosten für diese Sonderräume entstehen. 

Entsprechendes gilt für die Gebäudeteile unter § 3 Absatz 

V. 

 

 

VII. 

Die Unterhaltung und Bewirtschaftung der Halle erfolgt 

nach den in § 5 Buchstabe c dargelegten Anteilen. 

 

 

VII. 

Die Unterhaltung, Bewirtschaftung und Erneuerung der 

Halle erfolgt nach den in § 5 Buchstabe c dargelegten 

Anteilen soweit es sich um Maßnahmen im Inneren der 

Halle einschließlich des Bereichs der Umkleideräume 

handelt. 

 

 

Hinweis der Rechtsanwältin: 
„§ 3 VII. erfolgt nach den in § 5 c dargelegten Anteilen  soll 

folgenden Zusatz erhalten: 

… soweit es sich um Maßnahmen im Inneren der Halle 

einschließlich des Bereichs der Umkleideräume handelt.“ 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Dem Hinweis der Rechtsanwältin kann gefolgt werden, da 

hierdurch eine zusätzliche Klarstellung erfolgt. 

 

 

 

VIII. 

Der Gemeinde allein obliegt die Unterhaltung, 

Bewirtschaftung und Erneuerung der Sonderräume gemäß 

§ 3 Absätze V und VI in dem Anbau. 

 

 

 

VIII. 

Der Gemeinde allein obliegt die Unterhaltung, 

Bewirtschaftung und Erneuerung der Sonderräume gemäß 

§ 3 Absätze V und VI in dem Anbau. 

 

keine Veränderungen 
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IX. 

Der Schulverband wird die gesamte Sporthalle gegen 

Brand, Blitzschlag, Explosionen, Leitungswasserschaden, 
Sturmschaden ohne Eigenbehalt und Induktionsschaden 

zum Neuwert versichern. Die laufenden Kosten hieraus 

werden gemäß § 5 Buchstabe c umgelegt. 

 

IX. 

Der Schulverband wird die gesamte Sporthalle gegen 

Brand, Blitzschlag, Explosionen, Leitungswasserschaden, 
Sturmschaden ohne Eigenbehalt und Induktionsschaden 

zum Neuwert versichern. Die laufenden Kosten hieraus 

werden gemäß § 5 Buchstabe c umgelegt. 

keine Veränderungen 

 

   

Der verwaltungsseitige 1. Entwurf der Vertragsänderung 

enthielt folgenden Ergänzungsvorschlag für einen weiteren 

Absatz: 

 

X. 

„Bei einer teilweisen oder vollständigen Erneuerung der 

Sporthalle aus Altersgründen bzw. aus Gründen, die durch 
die nach Abs. IX abzuschließende Versicherung nicht oder 

nicht vollständig gedeckt sind, erfolgt eine Kostenauf-

teilung zwischen Schulverband und Gemeinde gemäß § 3 

Abs. III Buchstabe c). Entsprechendes gilt für eventuelle 

Erweiterungs- und Anbauten.“  

   

Hinweis der Rechtsanwältin: 

„Ebenso würde ich IX. (Bemerkung: tatsächlich ist die 

Ergänzung zu X. gemeint) dahingehend ändern, dass auch 

hier eine unmissverständliche Kostenregelung getroffen 

werden sollte. Der Verweis auf § 3 Abs. III c ist insofern 

missverständlich, als hier auf die Herstellungskosten im 

Verhältnis zur Größe der Schulhalle verwiesen wir. Zum 

einen kann durch Umbaumaßnahmen die Größe der 

Schulsporthalle geändert werden, zum anderen finde ich 

diese Regelung ebenfalls nicht ganz eindeutig. Schließlich 

sollte zur Vereinheitlichung mit den anderen Ziffern des § 3 

auch hier eine klare Kostenregelung zu beispielsweise ein- 

oder zwei Drittel der Haftung an den Schulverband und ein 

Drittel des Haftungsanteils der Gemeinde getroffen 

werden.“ 
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Stellungnahme der Verwaltung: 

Auf die verwaltungsseitig vorgeschlagene Ergänzung des 

Abs. X. kann komplett verzichtet werden, da in der 

Änderungsfassung zu § 5 c eine konkrete Aufzählung und 
klare Anteilsregelung der Kosten für die Bewirtschaftung, 

Unterhaltung und Erneuerung der gesamten Sporthalle 

enthalten ist.   

Die von der Rechtsanwältin angeregte 

unmissverständliche Kostenregelung wird somit ebenfalls 
in § 5 c vorgenommen.   

 

§ 4     Einrichtung der Sporthalle und Benutzung  

der Einrichtungsgegenstände  

 

a) Der Schulverband stattet seine Zweidrittelhalle mit 

den erforderlichen Geräten für den Schulturnbetrieb 

aus. Er hat diese Geräte auch zu unterhalten und zu 

erneuern und zu versichern. 
 

b) Die Gemeinde stattet ihre Drittelhalle mit Geräten 

aus, die für den Bedarf ihrer Vereine angeschafft 

werden. Sie trägt hierfür die Unterhaltung und 

Erneuerung sowie die Versicherung.   
 

c) Einrichtungsgegenstände im Sinne des § 4 Buchstabe 

a und b dürfen gegenseitig für den Schul- bzw. 

Sportbetrieb benutzt werden bis auf  die Geräte, die 

in verschließbaren Schränken untergebracht sind. 
Spezialgeräte können von der gemeinsamen Nutzung 

ausgenommen werden. Alle Geräte sind 

eigentumsmäßig kenntlich zu machen. 

 

d) Die Kosten für zusätzliche Sporteinrichtungen sowie 

für Einrichtungen zur außerschulischen Nutzung, z. B. 
Gestühl, Zuschauertribüne, Bühne, Tanzboden, 

zusätzliche Beleuchtung und zusätzliche 

Lautsprecheranlagen hat derjenige zu finanzieren, zu 

§ 4     Einrichtung der Sporthalle und Benutzung  

der Einrichtungsgegenstände 

 

a) Der Schulverband stattet seine Zweidrittelhalle mit 

den erforderlichen Geräten für den Schulturnbetrieb 

aus. Er hat diese Geräte auch zu unterhalten und zu 

erneuern und zu versichern. 
 

b) Die Gemeinde stattet ihre Drittelhalle mit Geräten 

aus, die für den Bedarf ihrer Vereine angeschafft 

werden. Sie trägt hierfür die Unterhaltung und 

Erneuerung sowie die Versicherung.   
 

c) Einrichtungsgegenstände im Sinne des § 4 Buchstabe 

a und b dürfen gegenseitig für den Schul- bzw. 

Sportbetrieb benutzt werden bis auf  die Geräte, die 

in verschließbaren Schränken untergebracht sind. 
Spezialgeräte können von der gemeinsamen Nutzung 

ausgenommen werden. Alle Geräte sind 

eigentumsmäßig kenntlich zu machen. 

 

d) Die Kosten für zusätzliche Sporteinrichtungen sowie 

für Einrichtungen zur außerschulischen Nutzung, z. B. 
Gestühl, Zuschauertribüne, Bühne, Tanzboden, 

zusätzliche Beleuchtung und zusätzliche 

Lautsprecheranlagen hat derjenige zu finanzieren, zu 

keine Veränderungen 
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unterhalten, zu erneuern und zu versichern, der diese 

Einrichtung wünscht. 

 

unterhalten, zu erneuern und zu versichern, der diese 

Einrichtung wünscht. 

 

§ 5   Nutzung der Sporthalle 

a) Während der Schulzeit steht dem Schulverband 

zurzeit montags bis freitags von 7.30 Uhr bis 13.00 
Uhr  die  gesamte  Sporthalle  zur Verfügung, 

nachmittags insgesamt wöchentlich 2 1/2 Stunden.  

 

b) Für die Zeiten außerhalb § 5 Buchstabe a erhält die 

Gemeinde einen Nutzungsanteil von 60 % und der 
Schulverband von 40 %. Der Schulverband ist 

berechtigt, diese außerschulische Nutzungszeit den 

Gemeinden Haselau, Haseldorf und Heist zu 

übertragen, bei Nichtausnutzung durch diese 

Gemeinden auch der Gemeinde Moorrege. Die 
Verteilung der Nutzungszeit wird außerhalb dieses 

Vertrages durch eine besondere Vereinbarung 

festgelegt. Die Haftung obliegt dem jeweiligen 

Benutzer. 

§ 5   Nutzung der Sporthalle 

a) Während der Schulzeit steht dem Schulverband 

zurzeit montags bis freitags von 7.30 Uhr bis 13.00 
Uhr  die  gesamte  Sporthalle  zur Verfügung, 

nachmittags insgesamt wöchentlich 2 1/2 Stunden.  

 

b) Für die Zeiten außerhalb § 5 Buchstabe a erhält die 

Gemeinde einen Nutzungsanteil von 60 % und der 
Schulverband von 40 %. Der Schulverband ist 

berechtigt, diese außerschulische Nutzungszeit den 

Gemeinden Haselau, Haseldorf, Heist und Holm zu 

übertragen, bei Nichtausnutzung durch diese 

Gemeinden auch der Gemeinde Moorrege. Die 
Verteilung der Nutzungszeit wird außerhalb dieses 

Vertrages durch eine besondere Vereinbarung 

festgelegt. Die Haftung obliegt dem jeweiligen 

Benutzer. 

redaktionelle Änderung 

(Ergänzung der Gemeinde Holm) 

 

c) Die Kosten der laufenden Bewirtschaftung und 

Unterhaltung der gesamten Sporthalle werden im 

Haushalt des Schulverbandes nachgewiesen.  

  
Nach den in § 5 Buchstabe a und b garantierten 

Nutzungszeiten übernimmt der Schulverband für die 

schulische Nutzung der Halle gemäß § 5 Buchstabe a 

einen Jahresstundenanteil von 1.000 Stunden, 

während die Gemeinde Moorrege für die 
außerschulische Nutzung nach den tatsächlichen 

Nutzungsstunden – jedoch mit mindestens 1.200 

Nutzungsstunden jährlich – zu den Kosten 

herangezogen wird. 

 

 

c) Die Kosten für die Bewirtschaftung, Unterhaltung 

und Erneuerung der gesamten Sporthalle werden im 

Haushalt des Schulverbandes nachgewiesen.  

 
Nach Baukostenanteil 
(1/3 Moorrege – 2/3 Schulverband)  
werden sämtliche Arbeiten, Reparaturen oder 

Erneuerungen 

- an der Gebäudehülle 

- am Mauerwerk 

- am Dach 

- an der Regenentwässerung 

- an der Fassade und Fugen 

- an den Fenstern 

- an den Innen- und Außentüren 

abgerechnet.  

 

Hinweis der Rechtsanwältin: 
§ 5 c enthält dazu die Regelung, dass der Schulverband für 

die schulische Nutzung einen Jahresstundenanteil von 

1.000 Stunden, während die Gemeinde mit mindestens 
1.200 Stunden jährlich zu den Kosten herangezogen wird.  

Für mich wird aus dieser Formulierung nicht ganz deutlich 

in welchem Verhältnis Gemeinde und Schulverband für 

Maßnahmen im Inneren der Schulsporthalle haften. Der 

Verweis in § 5 c enthält nur eine Stundenquotelung und 
keine Haftungsquotelung, so dass diese Formulierung aus 

meiner Sicht entfallen kann. Vielmehr sollte der Zusatz in § 

3 Abs. c wie folgt formuliert werden:  

 

„Die Kosten für die Unterhaltung und Bewirtschaftung der 

Schulsporthalle werden zwischen der Gemeinde und dem 

Schulverband hälftig getragen, soweit es sich um 
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Alle übrigen Kosten für die Bewirtschaftung, 

Unterhaltung, Reparatur oder Erneuerung im Inneren 
der Halle einschließlich des Bereiches der 

Umkleideräume werden nach Nutzungszeiten 

abgerechnet. 

Dazu zählen insbesondere 

- Heizungs- und Lüftungsanlage 

- Fußböden 

- Wände 

- Prallschutz 

- Decken 

- Sanitärräume und Installationen 

- Elektro- und Brandmeldeanlage 

- Maler- und Fliesenarbeiten 

- Reinigung 

- sowie Verbräuche von Strom, Gas, Wasser, 

Abwasser  

- und Versicherungen 

  
Nach den in § 5 Buchstabe a und b garantierten 

Nutzungszeiten werden der Schulverband und die 

übrigen Nutzer nach den tatsächlichen 

Nutzungszeiten zu den Kosten herangezogen. 

 

Für die schulische Nutzung der Halle übernimmt der 

Schulverband einen Jahresstundenanteil von 

mindestens 1000 Stunden. Die Gemeinde Moorrege 

übernimmt für die außerschulische Nutzung einen 

Jahresstundenanteil von mindestens 1.200 Stunden. 

 

Maßnahmen im Inneren der Halle einschließlich des 

Bereiches der Umkleideräume handelt.“ 

 

Diese Regelung enthält eine klare Kostenverteilung 

zwischen der Gemeinde Moorrege und dem Schulverband 

und lässt keinen Raum für Interpretation. 

Ab hier kann dann die weitere Formulierung, dass 

Unterhaltungs- und Sanierungsmaßnahmen an Mauerwerk 

etc. zu einem Baukostenanteil von zwei Drittel von 

Schulverband zu einem Drittel der Gemeinde Moorrege 

finanziert werden.  

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die von der Rechtsanwältin angeregte Formulierung einer 
hälftigen Kostenteilung zwischen Schulverband und der 

Gemeinde Moorrege entspricht nicht dem tatsächlichen 

Nutzungsverhältnis der Halle. Dies wäre die Festlegung 

einer wahllosen Quote, die ohne Grundlage gewählt wird. 

Außerdem würde bei dieser Regelung lediglich eine 

Kostenverteilung zwischen dem Schulverband sowie der 
Gemeinde Moorrege erfolgen und  etwaige andere Nutzer 

aus dem Schulverband blieben bei der Kostenverteilung 

unberücksichtigt. 

 

Ein möglichst genauer und gerechter Verteilungsschlüssel 
lässt sich erzielen, indem eine deutliche Unterscheidung 

erfolgt, welche Kosten nach Baukostenanteilen und 

welchen Kosten nach Nutzungszeiten abgerechnet 

werden. 

Hierzu wurde für den jeweiligen Kostenbereich eine 
möglichst umfassende Aufzählung vorgenommen, die 

dadurch Klarheit schafft. 

Bei der Kostenverteilung nach Nutzungszeiten würden 

zudem übrige Nutzer aus dem Schulverband entsprechend 

den tatsächlichen Nutzungszeiten ebenfalls berücksichtigt. 
Die Mindeststundenregelung macht Sinn, da dies dem 

Hallennutzungsverhältnis von schulischer und 

außerschulischer Nutzung entspricht. Auf diese Weise 
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werden bei dem schulischen Nutzungsanteil insbesondere 

die Ferienzeiten und bei dem außerschulischen 

Nutzungsanteil auch die Wochenendnutzungen gerechte 

Berücksichtigung finden, die allein über den 
Hallenbelegungsplan nicht abgebildet werden.  

Für die außerschulische Nutzung durch den 

Schulverband im Sinne des § 5 Buchstabe b erfolgt 

eine Kostenbeteiligung im Umfang der tatsächlichen 

Stundennutzung. 
Die Gemeinde Moorrege zahlt ihren Anteil in Form 

von Abschlagszahlungen in der voraussichtlich zu 

erwartenden Kostenhöhe. Hierfür werden die 

entsprechenden Haushaltsansätze des 

Schulverbandes zugrunde gelegt. Die Zahlungen 

erfolgen durch die Gemeinde Moorrege 
abschlagsweise halbjährlich am 1.4. und 1.10. eines 

jeden Jahres. Bis zum 31. März des folgenden Jahres 

ist nach dem tatsächlichen Aufwand eine Abrechnung 

durchzuführen und ein Ausgleich für bzw. durch die 

Gemeinde vorzunehmen. 

Für die außerschulische Nutzung durch den 

Schulverband im Sinne des § 5 Buchstabe b erfolgt 

eine Kostenbeteiligung im Umfang der tatsächlichen 

Stundennutzung. 
Die Gemeinde Moorrege zahlt ihren Anteil in Form 

von Abschlagszahlungen in der voraussichtlich zu 

erwartenden Kostenhöhe. Hierfür werden die 

entsprechenden Haushaltsansätze des 

Schulverbandes zugrunde gelegt. Die Zahlungen 

erfolgen durch die Gemeinde Moorrege 
abschlagsweise halbjährlich am 1.4. und 1.10. eines 

jeden Jahres. Bis zum 31. März des folgenden Jahres 

ist nach dem tatsächlichen Aufwand eine Abrechnung 

durchzuführen und ein Ausgleich für bzw. durch die 

Gemeinde vorzunehmen. 

keine Veränderungen 

d) Der Schulverband und die Gemeinden Haselau, 

Haseldorf und Heist sowie die Gemeinde Moorrege 

sind berechtigt, für die ihnen zustehenden 
Nutzungszeiten ihr Nutzungsrecht an ihre Vereine 

und Vereinigungen zu übertragen. Vertragspartner 

bleibt jedoch der Schulverband bzw. die jeweilige 

Gemeinde. 

 
e) Die Oberaufsicht über die Sporthalle wird einem 

Hausmeister des Schulverbandes übertragen. Die 

einzelnen Benutzer sind jedoch für den 

ordnungsgemäßen Zustand der Halle und den 

laufenden Betrieb selbst verantwortlich und haben 
sich gegenseitig durch die laufende Führung des 

Benutzerbuches zu kontrollieren. Einzelheiten regelt 

eine noch zu erstellende Hausordnung. 

d) Der Schulverband und die Gemeinden Haselau, 

Haseldorf, Heist und Holm sowie die Gemeinde 

Moorrege sind berechtigt, für die ihnen zustehenden 
Nutzungszeiten ihr Nutzungsrecht an ihre Vereine 

und Vereinigungen zu übertragen. Vertragspartner 

bleibt jedoch der Schulverband bzw. die jeweilige 

Gemeinde. 

 
e) Die Oberaufsicht über die Sporthalle wird einem 

Hausmeister des Schulverbandes übertragen. Die 

einzelnen Benutzer sind jedoch für den 

ordnungsgemäßen Zustand der Halle und den 

laufenden Betrieb selbst verantwortlich und haben 
sich gegenseitig durch die laufende Führung des 

Benutzerbuches zu kontrollieren. Einzelheiten regelt 

eine noch zu erstellende Hausordnung. 

redaktionelle Änderung 
(Ergänzung der Gemeinde Holm) 
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§ 6    Außerschulische und außersportliche Nutzung 

         der Sporthalle durch die Gemeinde 

I. 

Der Gemeinde steht das Recht zu, im Rahmen ihres 

Nutzungsrechtes nach § 5 Buchstabe b und d die 

Gesamthalle oder Teilhallen für außerschulische und 

außersportliche Veranstaltungen der Gemeinde oder ihrer 

Vereine und Vereinigungen zu nutzen. Zu diesen 
Veranstaltungen wird auch der Ausschank von 

alkoholischen Getränken und Tanz erlaub. Vertragspartner 

bleibt für den Schulverband stets die Gemeinde. Nach den 

Veranstaltungen sind die Räume so rechtzeitig 

auszuräumen und zu säubern, dass sie zur nächsten 
sportlichen bzw. schulischen Veranstaltung wieder voll 

nutzbar sind. 

 

II. 

Die sich aus dem vorstehenden Nutzungsrecht 

ergebenden rechtlichen Pflichten des Eigentümers gehen 
für die Ausübung des Nutzungsrechtes auf die Gemeinde 

über. Der Schulverband wird von jeglichen 

Haftungsansprüchen freigestellt. 

 

III. 

Die Gemeinde stimmt zu, dass der Schulverband auch den 

Gemeinden Haselau, Haseldorf und Heist die Nutzung im 

Sinne von § 6 Absatz 1 im Rahmen des Nutzungsrechtes 

des Schulverbandes gemäß § 5 Buchstabe b einräumt. Bei 

Ausübung dieser Nutzung sind Nutzungsentschädigungen 
mit der Gemeinde Moorrege zu vereinbaren außerhalb 

dieses Vertrages, wenn bei der Nutzung im Sinne des § 6 

Absatz 1 die von den Gemeinde Moorrege gesondert 

angeschaffte Einrichtung benutzt wird. 

 

§ 6    Außerschulische und außersportliche Nutzung 

         der Sporthalle durch die Gemeinde 

I. 

Der Gemeinde steht das Recht zu, im Rahmen ihres 

Nutzungsrechtes nach § 5 Buchstabe b und d die 

Gesamthalle oder Teilhallen für außerschulische und 

außersportliche Veranstaltungen der Gemeinde oder ihrer 

Vereine und Vereinigungen zu nutzen. Zu diesen 
Veranstaltungen wird auch der Ausschank von 

alkoholischen Getränken und Tanz erlaub. Vertragspartner 

bleibt für den Schulverband stets die Gemeinde. Nach den 

Veranstaltungen sind die Räume so rechtzeitig 

auszuräumen und zu säubern, dass sie zur nächsten 
sportlichen bzw. schulischen Veranstaltung wieder voll 

nutzbar sind. 

 

II. 

Die sich aus dem vorstehenden Nutzungsrecht 

ergebenden rechtlichen Pflichten des Eigentümers gehen 
für die Ausübung des Nutzungsrechtes auf die Gemeinde 

über. Der Schulverband wird von jeglichen 

Haftungsansprüchen freigestellt. 

 

III. 

Die Gemeinde stimmt zu, dass der Schulverband auch den 

Gemeinden Haselau, Haseldorf, Heist und Holm die 

Nutzung im Sinne von § 6 Absatz 1 im Rahmen des 

Nutzungsrechtes des Schulverbandes gemäß § 5 

Buchstabe b einräumt. Bei Ausübung dieser Nutzung sind 
Nutzungsentschädigungen mit der Gemeinde Moorrege zu 

vereinbaren außerhalb dieses Vertrages, wenn bei der 

Nutzung im Sinne des § 6 Absatz 1 die von den Gemeinde 

Moorrege gesondert angeschaffte Einrichtung benutzt 

wird. 

redaktionelle Änderung 

(Ergänzung der Gemeinde Holm) 

 





 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0979/2018/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 15.10.2018 

Bearbeiter: Horst Tronnier AZ: 700. 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Moorrege 05.12.2018 öffentlich 

 

Aufhebung des Abwasserverbandes Elbmarsch (AVE) und Übertragung 
der Aufgabe der Abwasserbeseitigung der Gemeinden Haselau, 
Haseldorf, Hetlingen und Moorrege für die Ortsteile Klevendeich und 
Bauland an den Abwasser-Zweckverband Südholstein (AZV) 
 
Sachverhalt: 
Mit Wirkung vom 01.02.2001 war per öffentlich-rechtlichen Vertrag vom 04.01.2001 
zwischen dem Amt Haseldorf und dem Abwasser-Zweckverband Pinneberg der 
Zweckverband Abwasserverband Elbmarsch (AVE) errichtet worden. Der Zweckver-
band übernahm die vorher von den amtsangehörigen Gemeinden Haselau und Ha-
seldorf sowie der Gemeinde Moorrege für die Ortsteile Klevendeich und Bauland 
dem Amt Haseldorf übertragene Aufgabe der Ortsentwässerung (nur Schmutzwas-
serbeseitigung). Die Gemeinde Hetlingen wurde mit Wirkung vom 01.01.2007 Mit-
glied des Abwasserverbandes Elbmarsch und übertrug die Abwasserbeseitigungs-
pflicht für Schmutz- und Niederschlagswasser in vollem Umfang auf den Zweckver-
band.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Zweckverband AVE soll mit Wirkung vom 31.12.2018 aufgehoben werden. 
Gleichzeitig soll mit Wirkung vom 01.01.2019 die Aufgabe der Abwasserbeseitigung 
im bisherigen Umfang dem Abwasser-Zweckverband Pinneberg (künftig: Abwasser-
Zweckverband Südholstein) übertragen werden. Der Entwurf eines hierfür notwendi-
gen öffentlich-rechtlichen Vertrages ist dieser Beschlussvorlage als Anlage 1 beige-
fügt. Das Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration des Landes 
Schleswig-Holstein hat eine Genehmigung des Vertrages bereits in Aussicht gestellt.  
 
 
 
 
 
 

TOP Ö  13TOP Ö  13



 
Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung Moorrege beschließt, einen öffentlich-rechtlichen Vertrag 
gemäß vorliegendem Entwurf zur Aufhebung des Zweckverbandes Abwasserver-
band Elbmarsch mit Wirkung vom 31.12.2018 und Übertragung der Aufgabe Abwas-
serbeseitigung zum 01.01.2019 an den Abwasser-Zweckverband Pinneberg (künftig: 
Abwasser-Zweckverband Südholstein) durch die Gemeinde Haselau (nur Schmutz-
wasser), durch die Gemeinde Haseldorf (nur Schmutzwasser), durch die Gemeinde 
Moorrege für die Ortsteile Klevendeich und Bauland (Übertragungsgebiet) (nur 
Schmutzwasser) und durch die Gemeinde Hetlingen (Schmutz- und Niederschlags-
wasser) abzuschließen.  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Karl-Heinz Weinberg 
 
 
 
Anlagen:  
Entwurf eines öffentlich-rechtlichen Vertrages zur Aufhebung des AVE und Übertra-
gung der Aufgabe der Abwasserbeseitigung an den AZV  
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Öffentlich-rechtlicher Vertrag 

 

zwischen 

 

a)  dem Amt Geest und Marsch Südholstein, 

vertreten durch den Amtsdirektor, nachstehend 

 „Amt“ oder “Vertragspartner“ genannt 

 

und 

 

b)  der Gemeinde Haselau, 

vertreten durch den Bürgermeister, nachstehend 

„Gemeinde“ oder “Vertragspartner“ genannt 

 

und 

 

c)  der Gemeinde Haseldorf, 

vertreten durch den Bürgermeister, nachstehend 

„Gemeinde“ oder “Vertragspartner“ genannt 

 

und 

 

d)  der Gemeinde Hetlingen, 

vertreten durch den Bürgermeister, nachstehend 

„Gemeinde“ oder “Vertragspartner“ genannt 

 

und 

 

e)  der Gemeinde Moorrege, 

vertreten durch den Bürgermeister, nachstehend 

„Gemeinde“ oder “Vertragspartner“ genannt 

 

und 

 

f)  dem Abwasser-Zweckverband Südholstein,  

vertreten durch die Verbandsvorsteherin, nachstehend 

„AZV“ oder “Vertragspartner“ genannt. 

 

Präambel 

Der Zweckverband Abwasserverband Elbmarsch (AVE) ist Träger der Aufgabe der Abwasser-

beseitigung der Gemeinden Haselau, Haseldorf, Hetlingen und den Ortsteilen Bauland und Kle-

vendeich der Gemeinde Moorrege. Die Vertragspartner übertragen  die Aufgabe der Abwasser-

beseitigung wie in den nachstehenden Bestimmungen beschrieben mit Wirkung zum 

01.01.2019 dem Abwasser-Zweckverband Südholstein. 

Der mit Wirkung zum 01.01.2002 zwischen dem ehemaligen Amt Haseldorf (heute: Amt Geest 

und Marsch Südholstein) und dem Abwasserzweckverband Pinneberg (heute Abwasser-

Zweckverband Südholstein) errichtete Zweckverband AVE wird mit Wirkung zum 31.12.2018 

aufgehoben.  Aufgrund des § 31 a des Wassergesetzes des Landes Schleswig-Holstein (LWG) 
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in Verbindung mit den §§ 121 ff. des Allgemeinen Verwaltungsgesetzes für das Land Schles-

wig-Holstein (LVwG)  wird nach Beschlussfassung durch die Verbandsversammlung des AVE 

und mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde folgender öffentlich-rechtlicher Vertrag 

geschlossen. 

§ 1 

Übertragung der Aufgabe Abwasserbeseitigung  

(1) Die Gemeinde Haselau überträgt dem AZV gemäß § 3 Absatz 3 der Ver-

bandssatzung des Zweckverbandes Abwasserzweckverbandes Pinneberg 

(künftig: Abwasser-Zweckverband Südholstein) die Aufgabe der Abwasserbe-

seitigung, nur Schmutzwasser, nach § 30 und § 31 a Landeswassergesetz mit 

Wirkung zum 01.01.2019. 

(2) Die Gemeinde Haseldorf überträgt dem AZV gemäß § 3 Absatz 3 der Ver-

bandssatzung des Zweckverbandes Abwasserzweckverbandes Pinneberg 

(künftig: Abwasser-Zweckverband Südholstein) die Aufgabe der Abwasserbe-

seitigung, nur Schmutzwasser,  nach § 30 und § 31 a Landeswassergesetz 

mit Wirkung zum 01.01.2019. 

(3) Die Gemeinde Moorrege überträgt dem AZV gemäß § 3 Absatz 3 der Ver-

bandssatzung des Zweckverbandes Abwasserzweckverbandes Pinneberg 

(künftig: Abwasser-Zweckverband Südholstein) die Aufgabe der Abwasserbe-

seitigung, nur Schmutzwasser, nach § 30 und § 31 a Landeswassergesetz für 

die Ortsteile Klevendeich und Bauland (Übertragungsgebiet) mit Wirkung zum 

01.01.2019.  

(4) Die Gemeinde Hetlingen überträgt dem AZV gemäß § 3 Absatz 2 der Ver-

bandssatzung des Zweckverbandes Abwasserzweckverbandes Pinneberg 

(künftig: Abwasser-Zweckverband Südholstein) die Aufgabe der Abwasserbe-

seitigung, Schmutz- und Niederschlagswasser, nach § 30 und § 31 a Lan-

deswassergesetz mit Wirkung zum 01.01.2019. 

 

§ 2 

Grundlagen 

(1) Zur Übernahme der Aufgabe ist neben diesem Vertrag eine Änderung der 

Verbandssatzung des AZV notwendig. Die Mitgliedschaft der Vertragspartner 

zu b), c), d) und e),  hinsichtlich des unter §1 genannten Umfangs, wird wirk-

sam mit Inkrafttreten der entsprechenden Änderungssatzung der Verbands-

satzung des AZV.  

(2) Der AZV tritt in die Rechtsnachfolge der vertraglichen und vertragsähnlichen 

Verträge und Vereinbarungen des AVE ein, die in Angelegenheiten der Ab-

wasserbeseitigung abgeschlossen wurden. 

(3) Die Gemeinden übertragen dem AZV gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 GkZ  neben 

der in § 1 definierten Aufgabe der Abwasserbeseitigung ebenfalls das Sat-

zungs- und Verordnungsrecht in den Angelegenheiten der Abwasserbeseiti-

gung im Gemeindegebiet zu b), c), d) sowie für das in § 1 (3) übertragene 

Gemeindegebiet zu e).  
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(4) Die Vertragsparteien sind sich einig, dass der AZV eine von den Gemeinden 

zu tragende Umlage erhebt, wenn die Gebühren und sonstigen Einnahmen, 

die sich aus der Aufgabenerfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht ergeben, 

nicht ausreichen, um den Finanzbedarf der Aufgabenerfüllung in der jeweili-

gen Gemeinde zu decken. 

(5) Die Vorbereitung der Beschlüsse erfolgt durch einen Beirat, der aus je einem 

Vertreter der Gemeinden und des AZV und aus weiteren Vertretern bestehen 

kann. 

 

§ 3 

Vermögensrechtliche Durchführung 

(1) Die Vertragspartner zu b), c), d) und e) übertragen das betriebsnotwendige 

Vermögen an Anlagen sowie Gerätschaften und sonstiges Vermögen auf den 

AZV. Der AZV erhält an den Grundstücken, auf denen Abwasseranlagen er-

richtet wurden, die zur sachgerechten Bewirtschaftung der Anlagen erforderli-

chen Nutzungsrechte grundbuchrechtlich eingeräumt, sofern diese nicht in 

sein Eigentum übergehen.  

(2) Jede Vertragspartei erklärt für sich und gegeneinander, dass die beim AVE 

zum 31.12.2018 zusammengeführten bilanziellen Buchwerte (sämtliche kurz-

fristige und langfristige Vermögens- und Schuldposten) zum 01.01.2019 auf 

den AZV übergehen.  

(3) Die Wertansätze des Vermögens und der Schulden sind an die abgabenrecht-

lichen Regelungen zu binden. 

 

§ 4 

Durchführung der Aufgabe der Abwasserbeseitigung 

(1) Der AZV plant und errichtet die Abwasserbeseitigungsanlagen im Rahmen der bauleit-

planerischen Entscheidungen der Gemeinden sowie für die unter § 1 (3) definierten Ort-

steile der Gemeinde Moorrege. Er begleitet den Planungsprozess und unterstützt und 

berät die Gemeinden bei ihrer Erschließungsplanung. Die Gemeinden stellen hinsichtlich 

der Erschließungsmaßnahmen zur Abwasserbeseitigung so früh wie möglich Einver-

nehmen mit dem AZV her. 

(2) Es wird angestrebt, Baumaßnahmen von den Gemeinden und dem AZV unter Einbezie-

hung sonstiger Infrastrukturträger (z.B. Stadtwerke) als gemeinsame Baumaßnahmen 

unter einheitlicher Projektleitung auszuführen. Zu den einzelnen gemeinsamen Bau-

maßnahmen vereinbaren sich die Vertragspartner jeweils. 

(3) Die Gemeinden unterstützen den AZV uneingeschränkt bei der Erfüllung seiner Aufga-

ben, insbesondere gestattet sie dem AZV, auf den in ihrem Eigentum stehenden öffentli-

chen und fiskalischen Grundstücken die erforderlichen Unterhaltungsmaßnahmen an 

bestehenden Abwasserleitungen, die Verlegung von Ersatzleitungen und die Neuverle-

gung von Leitungen vorzunehmen. Soweit die Gemeinden nicht Träger der Straßenbau-

last ist, wird sie ihre Rechte nach § 28 Abs.2 des Straßen- und Wegegesetzes S-H 

(StrWG) für den AZV gegenüber dem Träger der Straßenbaulast geltend machen und 
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ihre Zustimmung nach § 28 Abs.2 Satz 2 StrWG erteilen. 

(4) Bei der Vorbereitung bauleitplanerischer Entscheidungen stellen die Gemeinden hin-

sichtlich der Erschließungsmaßnahmen zur Abwasserbeseitigung so früh wie möglich 

Einvernehmen mit dem AZV her. Der AZV plant und errichtet die Abwasserbeseiti-

gungsanlagen im Rahmen der bauleitplanerischen Entscheidungen der Gemeinden.  

 

§ 5  

Auflösung des Zweckverbandes Abwasserverband Elbmarsch 

(1) Der Zweckverband Abwasserverband Elbmarsch (AVE) wird mit Ablauf des 31.12.2018 

aufgehoben (Aufhebungszeitpunkt). Die Aufhebung erfolgt durch die Vertragspartner zu 

a), d) und f) 

(2) Die vom Gemeindeprüfungsamt des Kreises Pinneberg (GPA) geprüften Buchwerte aus 

dem Jahresabschluss 2018 gehen zum 01.01.2019 vom AVE zum AZV über. Die vom 

GPA geprüfte Schlussbilanz zum 31.12.2018 bildet die Grundlage für die Übertragungs-

bilanz zum 01.01.2019. 

(3) Der öffentlich-rechtliche Vertrag vom 20.12.2003 zwischen dem AZV und dem AVE zur 

Bildung einer Verwaltungsgemeinschaft wird mit Wirkung zum 31.12.2018 aufgehoben. 

(4) Die Mitgliedsgemeinden verpflichten sich, einer Aufhebung der Satzungen des AVE 

(Entwässerungssatzung, Entgeltsatzung, Niederschlagswassergebührensatzung, Ent-

schädigungssatzung, Verwaltungsgebührensatzung) zuzustimmen.  

(5) Die Verbandssatzung wird mit Wirkung zum 31.12.2018 aufgehoben.  

 

§ 6 

Übergang der Aufgabe der Abwasserbeseitigung 

(1) Mit Ablauf des 31.12.2018 fallen die mit öffentlich-rechtlichem Vertrag vom 

04.01.2001/09.01.2001 (Amt Haseldorf) und 30.11.2006/05.12.2006 (Gemeinde Hetlin-

gen) übertragenen Aufgaben an das jeweilige Verbandsmitglied zurück. 

(2) Die öffentlich-rechtlichen Verträge zwischen der Gemeinde Moorrege und dem Amt Ha-

seldorf vom 18.01./07.02.1995 werden aufgehoben. 

(3) Die Gemeinden Haselau und Haseldorf sowie die Gemeinde Moorrege für die Ortsteile 

Klevendeich und Bauland verlangen mit Ablauf des 31.12.2018 nach § 5 Abs. 4 der 

Amtsordnung die Rückübertragung der Aufgabe der Abwasserbeseitigung unter Beach-

tung der vermögensrechtlichen Auseinandersetzung. 

(4) Die Gemeinden Haselau, Haseldorf, Hetlingen und Moorrege für die Ortsteile Kle-

vendeich und Bauland übertragen zum 01.01.2019 die vollständige Aufgabe der Abwas-

serbeseitigung in dem in § 1 genannten Umfang an den AZV. Die Einzelheiten werden in den 

Abschnitten §§ 3 – 6 geregelt. 

 

§ 7 

Vertragsdauer und Kündigung 

Dieser Vertrag wird für unbestimmte Zeit geschlossen. Er kann mit einer Frist von 12 

Formatiert: Deutsch (Deutschland)
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Monaten zum Ablauf eines jeden Kalenderjahres gekündigt werden. § 127 des Landes-

verwaltungsgesetzes bleibt unberührt. 

 
§ 8 

Salvatorische Klausel 

Sind mehrere oder einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam, so wird 

dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Vertragspartner 

werden in diesem Fall die ungültige Bestimmung durch eine andere ersetzen, die dem 

Zweck der weggefallenen Regelung in zulässiger Weise am nächsten kommt. 

 

 

 

Hetlingen,  

 

 

Für das Amt Geest und Marsch Südholstein: Für die Gemeinde Haselau: 

 

 

              

Amtsdirektor      Bürgermeister 

 

 

Für die Gemeinde Haseldorf:    Für die Gemeinde Hetlingen: 

 

 

              

Bürgermeister      Bürgermeister 

 

 

Für die Gemeinde Moorrege:    Für den AZV Südholstein: 

 

 

 

              

Bürgermeister      Verbandsvorsteherin 





 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0995/2018/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Bürgerservice und Ordnung Datum: 05.11.2018 

Bearbeiter: Jenny Thomsen AZ: FB2/112.216 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

22.11.2018 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 28.11.2018 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 05.12.2018 öffentlich 

 

Beitritt der Gemeinde Moorrege zu RAD.SH 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Bereits im letzten Jahr gab es das Ansinnen der Gemeinde in der Kommunalen Ar-
beitsgemeinschaft zur Förderung des Fuß- und Radverkehrs für Schleswig-Holstein, 
kurz RAD.SH mitzuarbeiten. 
Wie beim Haushaltsvorgespräch bereits abgesprochen, sollen Herr Kasimir und Herr 
Kuik als gemeindliche Ansprechpartner genannt werden. 
Nach Rücksprache stehen diese auch zur Verfügung. 
 
 
 
Finanzierung: 
Bis 5.000 Einwohner ist ein Jahresbeitrag in Höhe von 500,00 Euro zu leisten. 
Der Betrag müsste entsprechend im Haushalt für 2019 eingeplant werden.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bauausschuss empfiehlt/der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt, dass  
 
 

a) die Gemeinde Moorrege der RAD.SH beitritt und Mitglied wird  
 

oder 
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b) die Gemeinde der RAD.SH nicht beitritt und kein Mitglied wird. 

 
 
 
 
 
 
__________________ 
Weinberg 
 
 
 
Anlagen: 
Hinweise zu RAD.SH  
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SPD-Fraktion Moorrege  

Axel Mankel  

Moorkamp 37 

25436 Moorrege    

  

  

An  

den Vorsitzenden des Bau- und Umweltausschusses Herrn Wolfgang Burek 

den Bürgermeister der Gemeinde Moorrege Herrn Karl-Heinz Weinberg  

  

 

                 Moorrege, den 11.11.2018  

  

Sitzung des Bau- und Umweltausschusses am 22.11.2018  

  

Sehr geehrter Herr Burek, 
sehr geehrter Herr Weinberg, 
 
die SPD-Fraktion bittet um Aufnahme des folgenden Tagesordnungspunktes für die Sitzung 
des Bau- und Umweltausschusses am 22.11.2018: 

 
Prüfung und Erneuerung der Radfurten an den Straßen im Gemeindegebiet 

 

Begründung:  

Während einer Verkehrsbeobachtung durch die SPD-Fraktion an den Kreuzungen 

Kirchenstraße/Wedeler Chaussee/Klöterbarg und Schmiedeweg/Wedeler Chaussee/ 

Münsterweg wurde festgestellt, dass die Radfurten auf dem Schmiedeweg und der 

Kirchenstraße sehr abgenutzt sind und somit von den Autofahrern als Haltelinie nicht mehr 

ausreichend wahrgenommen und beachtet werden. Zudem wurden die SPD-Mandatsträger 

von mehreren Bürgern auf diesen Zustand hingewiesen. 

 

Antrag: 

Der Bau- und Umweltausschuss beschließt/empfiehlt der Gemeindevertretung folgenden 

Beschluss: 

1. Die Radfurten an den Straßen Schmiedeweg und Kirchenstraße (jeweils an der 

Einmündung in die Wedeler Chaussee) werden erneuert. 

2. Die weiteren auf Straßen in der Gemeinde vorhandenen Radfurten werden auf ihren 

Zustand geprüft und ggfs. ebenfalls erneuert. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Axel Mankel  

Fraktionsvorsitzender   
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SPD-Fraktion Moorrege  

Axel Mankel  

Moorkamp 37 

25436 Moorrege    

  

  

An  

den Vorsitzenden des Bau- und Umweltausschusses Herrn Wolfgang Burek 

den Bürgermeister der Gemeinde Moorrege Herrn Karl-Heinz Weinberg  

  

 

                 Moorrege, den 11.11.2018  

  

Sitzung des Bau- und Umweltausschusses am 22.11.2018  

  

Sehr geehrter Herr Burek, 
sehr geehrter Herr Weinberg, 
 
die SPD-Fraktion bittet um Aufnahme des folgenden Tagesordnungspunktes für die Sitzung 
des Bau- und Umweltausschusses am 22.11.2018: 

 
Schutz des erhaltenswerten Baumbestandes in Moorrege 

 

Zur Begründung:  

Die Auswirkungen des Klimawandels werden mittlerweile auch verstärkt in unseren 

Regionen spürbar. Dürreperioden, Starkregenfälle und Wirbelstürme sind Beispiele dafür. 

Umweltschutz mit dem Ziel des Erhalts der natürlichen Lebensgrundlagen fängt vor der 

eigenen Haustür an und ist somit auch für uns in Moorrege von wesentlicher Bedeutung. 

Der Schutz unseres erhaltenswerten Baumbestandes durch ist hierbei ein wirkungsvoller 

Beitrag zum Umweltschutz in unserer Gemeinde (siehe hierzu auch Äußerungen des neuen 

Kreisumweltschutzbeauftragten Herrn Rainer Naujox in den UeNa vom 10.11.2018)  

 

Die SPD-Fraktion erachtet den Erlass einer Baumschutzsatzung für Moorrege als ein 

wirkungsvolles Mittel. Dabei soll es nicht darum gehen, eine Bevormundung der 

Bürgerinnen und Bürger vorzunehmen. Hauptziel soll es sein, zunächst den Baumbestand 

auf öffentlichem Grund zu schützen. Darüber hinaus, sollten/könnten vitale, kapitale und 

bedeutsame Laubbäume auf privatem Grundbesitz einbezogen werden. Die genaue 

Ausgestaltung einer Baumschutzsatzung sollte durch eine Arbeitsgruppe des Bau- und 

Umweltausschusses (z. B. je Fraktion ein/e Vertreter/in) unter Einbezug des Fachbereiches 

Bauen und Umwelt geprüft und erarbeitet werden.   
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Antrag: 

Der Bau- und Umweltausschuss beschließt/empfiehlt der Gemeindevertretung folgenden 

Beschluss: 

1. Die Notwendigkeit eines stärkeren Schutzes des Baumbestandes (insbesondere 

Laubbäume) in Moorrege wird bekräftigt. 

2. Der Bau- und Umweltausschuss bildet aus seiner Mitte eine Arbeitsgruppe (1 

Mitglied je Fraktion und ein Vertreter des Fachbereiches Bauen und Umwelt Amt 

GuMS) zur Erarbeitung und Prüfung der Bestandteile einer Baumschutzsatzung für 

Moorrege. 

3. In die Beratungen der Arbeitsgruppe sollte ein Gespräch mit dem Kreis-

umweltschutzbeauftragten einbezogen werden. 

     

Mit freundlichen Grüßen  

  
Axel Mankel  

Fraktionsvorsitzender   
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0974/2018/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 04.10.2018 

Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ: 4/211 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Schul- und Kulturausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

13.11.2018 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 28.11.2018 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 05.12.2018 öffentlich 

 

Mittelanmeldung 2019 Grundschule Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Die Grundschule Moorrege hat die anliegenden Mittelanmeldungen für den Haushalt 
2019 vorgelegt und begründet.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Ansätze im Verwaltungshaushalt entsprechen im Wesentlichen denen des Vor-
jahres. Lediglich der Ansatz für Veranstaltungen muss um 500,00 Euro erhöht wer-
den.  
 
Es sind folgende Anschaffungen geplant: Stapelbänke, Gruppentische, Sitzgelegen-
heiten für den Schulhof (Ersatzbeschaffung) und Mobiliar für die  Schulsozialarbeit. 
 
Mittel für Renovierungsarbeiten der Aula, des Treppenhauses und des Lehrerzim-
mers  stehen bei der Hhst. Gebäude- und Grundstückunterhaltung  zur Verfügung. 
Ebenfalls werden eine Neuanlage einer Laufbahn und einer Sprunggrube für den 
Leichtathletikunterricht, ein Sonnenschutz für die Räume im ersten Stock, der Aus-
tausch der Außentüren sowie die Pforte gewünscht.  
 
Für die Turnhalle ist der Austausch der Geräteraumtore dringend notwendig, da sie 
nicht mehr zulässig sind. Ebenfalls sollen Malerarbeiten im Flur, den Umkleidekabi-
nen und der Toilette der Turnhalle erfolgen. 
 
Bereits für das Jahr 2018 wurde Mittel für u.a. Renovierungsarbeiten, Sonnenschutz 
und Ausstattung  des Lehrerzimmers eingeplant. Der Umsetzung könnte jedoch bis-
her nicht erfolgen, da erst die Abarbeitung des Brandschutzgutachtens erfolgen soll-
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te.   
 
 
 
Finanzierung: 
 
 
Die beantragten Mittel sind im Haushalt 2019 einzuplanen.   
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Die Gemeinde erhält Fördermittel für die Betreuungsschule und für die Schulsozial-
arbeit 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Schul- und Kulturausschuss/ der Finanzausschuss  nimmt die Mittelanmeldung 
der Grundschule Moorrege für den Haushalt 2019 zur Kenntnis. Die beantragten 
Haushaltsmittel werden  eingeplant.     
 
 
 
 
__________________ 
  (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Mittelanmeldung Grundschule Moorrege Verwaltungs- und Vermögenshaushalt  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0975/2018/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 04.10.2018 

Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Schul- und Kulturausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

13.11.2018 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 28.11.2018 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 05.12.2018 öffentlich 

 

Mittelanmeldung Grundschule Moorrege hier: Ausstattung 
Medienkonzept 
 
Sachverhalt: 
 
Die Grundschule  hat die anliegende Mittelanmeldung sowie das Protokoll des Bera-
tungsgespräches und eine Zusammenstellung der Anforderungen der technischen 
Ausstattung für das  Medienkonzeptes für die Jahre  2019 bis 2022 vorgelegt. 
 
Seit dem Schuljahr 2018/2019 steht das Thema digitale Medienentwicklung verpflich-
tend auf dem Lehrplan aller Schulen.   
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Für die Umsetzung des Medienkonzeptes benötigen die Schule neben einem schnel-
len Internetzugang (voraussichtlich 4. Quartal 2019), eine Stromversorgung und ein 
Netzwerk/WLan in allen Klassenräumen, Präsentationsgeräte, Beamer sowie Schü-
lerarbeitsplätze. Ebenfalls ist eine ausreichende Infrastruktur notwendig: Internetfilter, 
Datenablage, Wartungsrechner, Softwareverteilung, Drucker usw. 
 
Bereits im Haushalt 2018 wurden  20.000 Euro für die Baukosten der IT-Vernetzung 
im Haushalt bereitgestellt. Eine Umsetzung erfolgte bisher nicht, da die Maßnahmen 
für den Brandschutz noch nicht bekannt sind.  
 
Die Schule möchte für die nächsten 4 Jahre jährlich 2 Klassenräume mit Präsentati-
onsgeräten sowie digitalen Schülerarbeitsplätzen auszustatten.  
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Finanzierung: 
 
Im Haushalt für 2019 sind 10.000 Euro für das Medienkonzept/EDV Ausstattung ein-
geplant. 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Das Land hat  3,5 Mrd. Euro für die laufende Legislaturperiode für die Digitalisierung 
an Schulen  zur Verfügung gestellt. Seit August 2018 laufen Verhandlungen um auch 
Gelder vom Bund für die Digitalisierung der Schulen zu erhalten. Hierfür muss jedoch 
der Art. 104 c des Grundgesetzes geändert werden. Der Abschluss dieses Verfahren 
und somit auch die Sicherheit ob Zuschusszahlungen zu erwarten sind,  wird zum 
Jahresende 2018 erwartet. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Schul- und Kulturausschuss/der Finanzausschuss/die Gemeindevertretung er-
kennt die Anforderungen der technischen Ausstattung für das  Medienkonzept der 
Grundschule Moorrege an. Die Umsetzung erfolgt in den nächsten vier Jahr, so dass 
bis zum Jahr 2022 alle Klassenräume für den Unterricht mit  digitalen Medien ausge-
stattet sind.   
 
 
 
 
__________________ 
   (Weinberg)  
 
 
 
Anlagen: 
 
Anschreiben der Grundschule 
Protokoll Beratungsgespräch an der Grundschule 
Medienkonzept – Technische Ausstattung  
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